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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Johannes ZÖCHLING als 

Einzelrichter über die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA: Pakistan, vertreten durch die 

BBU GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 

04.11.2023, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A1) Das gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 3 Z 1 FPG verhängte Einreiseverbot (Spruchpunkt VII.) 

wird auf sechs (6) Jahre angehoben. 

 

A2) Im Übrigen wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.  

 

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

 

I. Verfahrensgang: 

 

Der Beschwerdeführer – ein pakistanischer Staatsbürger – reiste am 20.08.2023 mit einem 

verfälschten Visum in das Bundesgebiet ein. Im Zuge der erkennungsdienstlichen Behandlung 
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leistete der Beschwerdeführer Widerstand gegen die Staatsgewalt und verletzte einen der 

einschreitenden Beamten schwer. Der Beschwerdeführe wurde am selben Tag verhaftet und 

in Untersuchungshaft genommen.  

 

Der Beschwerdeführer stellte in weiterer Folge am 23.08.2023 einen Antrag auf 

internationalen Schutz und wurde am gleichen Tag durch ein Organ des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes einer Erstbefragung unterzogen. Zu seinen Ausreisegründen befragt gab 

der Beschwerdeführer an, er habe Pakistan aus Armut und Arbeitslosigkeit verlassen und 

wolle in Europa bleiben um zu arbeiten. Sonst habe er keine weiteren Gründe. Im Falle der 

Rückkehr befürchte er Armut und Arbeitslosigkeit.   

 

Der Beschwerdeführer wurde am 19.09.2023 durch das Landesgericht Korneuburg 1. gemäß 

§§ 15, 269 Abs. 1 erster Fall StGB, 2. gemäß § 84 Abs. 1 und Abs. 2 StGB und 3. gemäß §§ 223 

Abs. 2, 224 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Höhe von 16 Monaten verurteilt. Davon wurden 

dem Beschwerdeführer zwölf Monate für eine Probezeit von drei Jahren bedingt 

nachgesehen. Das Landesgericht fühte begründend aus, dass der Beschwerdeführer am 

20.08.2023 in Mannswörth am Flughafen Wien-Schwechat die Polizeibeamten Insp. G, Insp. 

K, RevInsp. P und Insp.GFP U. und InspGFP P, die an ihm eine erkennungsdienstliche 

Behandlung gemäß § 65 SPG durchführen wollten, mit Gewalt an dieser Amtshandlung zu 

hindern versuchte, indem er unter anderem heftigen körperlichen Widerstand gegen die 

Abnahme seiner Fingerabdrücke leistete sowie mit seinem Kopf gegen die Wand schlug und 

dabei den rechten Zeigefinger des InspGFP P quetschte, dadurch InspGFP P eine Prellung des 

rechten Zeigefingers mit starker Schwellung erlitt, eine schwere Körperverletzung an einem 

Beamten während der Vollziehung seiner Aufgaben begangen und eine ausländische 

öffentliche Urkunde, die gemäß § 2 Abs. 4 Z 4 FPG inländischen Urkunden gleichgestellt ist, 

und zwar durch Anbringung einer falschen Datenseite und eines falschen D-Visums 

verfälschten pakistanischen Reisepass, durch Vorweisen gegenüber österreichischen 

Grenzkontrollorganen zum Beweis seines Rechts auf ungehinderte Einreise bzw. seiner 

Identität gebraucht. Als mildernd wertete das Landesgericht den bisherigen ordentlichen 

Lebenswandel und das reumütige Geständnis, als erschwerend das Zusammentreffen 

mehrerer Vergehen.  

 

Der Beschwerdeführer wurde am 02.11.2023 durch das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (BFA) niederschriftlich einvernommen. Zu seinen Ausreisegründen befragt gab er 

nunmehr an, er habe in Pakistan die politische Partei von "Emran Khan" unterstützt. Die Partei 

heiße "PTI", dadurch sei er vom pakistanischen Militär und der Polizei verfolgt worden. Die 



- 3 - 

pakistanische Regierung habe Khan verhaftet und sie seien auf die Straße gegangen um gegen 

die jetzigen Machthaber zu demonstrieren. Deshalb seien sie von der Polizei und dem Militär 

geschlagen und bedroht worden, sie hätten gesagt, wenn sie das nochmals machen würden, 

würde man sie verhaften. Sie hätten ihn mitgenommen, er sei acht Tage eingesperrt und 

gefoltert worden, als er freigelassen worden sei, habe er die Heimat verlassen. Sonst hätte es 

keine Vorfälle gegeben.  

 

Mit Bescheid vom 04.11.2023 wies das BFA den Antrag des Beschwerdeführers auf 

internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 

3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG ab (Spruchpunkt I.). Ebenso wies sie den Antrag auf 

internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 

Z 13 AsylG ab (Spruchpunkt II.). Das BFA erteilte keinen Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 

(Spruchpunkt III.) und erlies gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs 2 Z 2 FPG (Spruchpunkt IV.). Das BFA stellte fest, dass 

die Abschiebung des Beschwerdeführers nach Pakistan gemäß § 46 FPG zulässig sei 

(Spruchpunkt V.) und gewährte gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG eine vierzehntägige Frist zur 

freiwilligen Ausreise ab dem Zeitpunkt der Enthaftung (Spruchpunkt VI.). Gegen den 

Beschwerdeführer wurde gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 3 Z 1 FPG ein auf fünf Jahre befristetes 

Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt VII.) und ausgesprochen, dass der Beschwerdeführer 

gemäß § 13 Abs. 2 Z 1 AsylG sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem 19.09.2023 

verloren hätte (Spruchpunkt VIII.).  

 

Begründend führte das BFA zusammengefasst aus, dass das Vorbringen des 

Beschwerdeführers als unglaubwürdig zu qualifizieren sei. Der Beschwerdeführer habe seine 

Ausreisegeschichte nicht nur massiv gesteigert, sodnern auch vage und ohne Details 

vorgetragen. Gründe, die gegen die Erlassung einer Rückkehrentscheidung sprechen würden, 

seien keine hervorgekommen. Der Beschwerdeführer sei am 19.09.2023 zu einer 

sechszehnmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt worden, was die Erlassung eines 

Einreiseverbotes rechtfertige.  

 

Der Beschwerdeführer erhob mit Schriftsatz vom 30.11.2023 Beschwerde an das 

Bundesverwaltungsgericht. Begründend führte die Beschwerde an, der Beschwerdeführer 

hätte die politische Partei von Emran Khan unterstützt. Der Beschwerdeführer hätte 

mehrmals wiederholt, dass der Vater verstorben sei nachdem die pakistanischen 

Sicherheitskräfte zu Hause gewesen wären und den Beschwerdeführer gesucht hätten.  Der 
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Beschwerdeführer hätte sich aktiv an den Demonstrationen gegen die pakistanische 

Regierung beteiligt und sei aus diesem Grund acht Tage lang eingesperrt, misshandelt, 

geschlagen und gefoltert worden. Außerdem sei das verhängte Einreiseverbot überschießend 

und zu lange.  

 

Die Beschwerde wurde samt dem Verwaltungsakt dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegt. 

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

 

1. Feststellungen: 

 

1.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 

 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Pakistan und stammt ursprünglich aus der 

pakistanischen Provinz Punjab und wurde in Bankaa Cheema/Gujranwala geboren. Er ist ledig 

und hat keine Kinder. Im Herkunftsstaat leben jedenfalls noch seine Mutter, sein Bruder und 

seine fünf Schwestern und weitere Verwandte. Seine Familie besitzt ein Haus im 

Herkunftsstaat. Der Beschwerdeführer verfügt über Schulbildung und hat in der 

Landwirtschaft gearbeitet. Der Beschwerdeführer bekennt sich zum sunnitischen Islam und 

gehört zur Volksgruppe der Rajput. Der Beschwerdeführer ist gesund und arbeitsfähig. Der 

Beschwerdeführer hat keine Angehörigen im Bundesgebiet und lebt auch sonst mit keinen 

ihm nahestehenden Personen zusammen, sondern befindet sich in Strafhaft. Der 

Beschwerdeführer ist im Bundesgebiet vorbestraft. Der Beschwerdeführer ging im 

Bundesgebiet bislang keiner Beschäftigung nach. Er ist weder Mitglied in einem Verein oder 

in einer Organisation, noch betätigt er sich ehrenamtlich. Der Beschwerdeführer verfügt in 

Österreich über keine privaten oder familiären Anknüpfungspunkte. Er beherrscht Urdu, 

Punjabi in Wort und Schrift. Er hat keinen Deutschkurs besucht. Die Identität des 

Beschwerdeführers steht fest. 

 

Der Beschwerdeführer stellte bereits in Griechenland einen Antrag auf internationalen Schutz, 

welcher negativ beschieden wurde.  

 

1.2. Zu den Fluchtgründen des Beschwerdeführers: 

 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer in Pakistan einer aktuellen, 

unmittelbaren persönlichen und konkreten Verfolgung, Bedrohung oder sonstigen 
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Gefährdung ausgesetzt war oder er im Falle seiner Rückkehr dorthin mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit einer solchen ausgesetzt wäre. Es steht auch nicht fest, dass der 

Beschwerdeführer um sein Leben zu fürchten hat. 

 

Weiters kann unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände nicht festgestellt werden, 

dass eine Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach Pakistan 

eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 13 

zur Konvention bedeuten oder für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der körperlichen Unversehrtheit mit sich bringen würde. 

 

1.3. Länderfeststellungen: 

 

Politische Lage 

Letzte Änderung 2023-07-20 14:58 

Allgemein 

Pakistan ist ein Bundesstaat mit den vier Provinzen Punjab, Sindh, Belutschistan und Khyber 
Pakhtunkhwa sowie dem Hauptstadtterritorium Islamabad (AA 21.4.2023). Die 
Stammesgebiete im Nordwesten des Landes, die ehemaligen Federally Administered Tribal 
Areas bzw. Stammesgebiete unter Bundesverwaltung und Provincially Administered Tribal 
Areas bzw. Stammesgebiete unter Provinzverwaltung, wurden nach einer 
Verfassungsänderung 2018 in die Provinz Khyber Pakhtunkhwa eingegliedert und damit die 
nationalen und verfassungsmäßigen Rechte auf dieses Gebiet ausgedehnt (ICG 14.2.2022). 
Pakistan kontrolliert außerdem die Gebiete Gilgit-Baltistan und Azad Jammu und Kaschmir auf 
der pakistanisch verwalteten Seite von Kaschmir (AA 21.4.2023). 

Pakistan ist eine föderale parlamentarische Republik (USDOS 20.3.2023). Es werden 
regelmäßig Wahlen im Wettbewerb eines Mehrparteiensystems abgehalten (FH 2023). Die 
Nationalversammlung besteht aus 342 Abgeordneten, die für fünf Jahre gewählt werden. Zehn 
der Sitze sind für Nicht-Muslime reserviert, 60 für Frauen. Der Senat hat 100 Mitglieder. Der 
Premierminister wird für fünf Jahre durch die Nationalversammlung gewählt (EB 13.7.2023). 
Der Präsident hat eher symbolische Funktionen und wird ebenfalls für fünf Jahre durch ein 
Wahlkollegium aus den beiden Häusern des Parlaments und den Provinzversammlungen 
gewählt (FH 2023; vgl. EB 13.7.2023). 

Trotz der Existenz formaler demokratischer Institutionen übt das mächtige militärische 
Establishment de facto einen starken Einfluss aus. Dies hemmt die Entwicklung der 
demokratischen Institutionen (BS 25.2.2022). Eine lange Reihe an politischen Domänen wird 
dem Militär überlassen - von der nationalen Sicherheitspolitik bis zur Außenpolitik. Dem Militär 
wird auch immer wieder vorgeworfen, sich in den Wahlprozess einzumischen (BS 25.2.2022; 
vgl. FH 2023). Auch Gruppen, die ökonomische Eliten vertreten, haben oft enge Verbindungen 
zum Staat. Ebenso profitieren religiöse Gruppen vom Zurückgreifen des Staates auf den Islam 
als ideologische Legitimation. Zwar gab es Fortschritte in einigen Bereichen, doch vieles in der 
Politik des Landes ist weiterhin an klientelistischen Diensten orientiert und von traditionellen 
Eliten aus den vermögenden Klassen dominiert (BS 25.2.2022). 
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Wahlen 2018 und PTI-Regierung 

Die Aufdeckung der Verstrickung des zu diesem Zeitpunkt amtierenden Premierministers 
Nawaz Sharif und seiner Familie in ein System an Steuerhinterziehung und Geldwäsche durch 
internationale Ermittlungen von Journalisten, den "Panama Papers", führte zur 
Amtsenthebung durch den Supreme Court (ICIJ 3.4.2021). Bei den folgenden 
Parlamentswahlen 2018 gewann die Partei Pakistan Tehreek-e-Insaf (PTI) die meisten Sitze 
in der Nationalversammlung, und der Parteivorsitzende, Imran Khan, wurde Premierminister. 
Während Beobachter der EU einerseits einen gut durchgeführten und transparenten 
Wahlprozess, doch eine manchmal problematische Auszählung, festgestellt haben, äußerten 
zivilgesellschaftliche Organisationen und politische Parteien Bedenken hinsichtlich 
Einflussnahmen durch Militär und Geheimdienst im Vorfeld der Wahlen, was demnach zu 
ungleichen Wahlbedingungen geführt hat (USDOS 20.3.2023; vgl. FH 2022). So 
dokumentierten Beobachter konzertierte Anstrengungen von Teilen des militärischen und 
richterlichen Establishments, die Pakistan Muslim League-Nawaz (PML-N) des abgesetzten 
Premierministers Nawaz Sharif zu behindern (FH 2022; vgl. BS 25.2.2022). Dies beinhaltete 
Strafverfahren u.a. in Bezug auf Korruption und Terrorismus, sowie die Ablehnung von 
Entlassungen gegen Kaution bis nach den Wahlen. Außerdem berichteten Beobachter von 
Druck und Einflussnahme auf die Medien durch den Sicherheitsapparat, der zu einer 
gedämpften Berichterstattung über den Wahlkampf der PML-N geführt hat (FH 2022). 
Hingegen wurde Imran Khan, Berichten zufolge, vom Militär gestützt (Guardian 24.5.2023a; 
vgl. SZ 13.6.2023, Guardian 24.5.2023b). 

Khan hatte die Korruptionsbekämpfung zu seinem politischen Schlachtruf erhoben. Doch nach 
seinem Sieg konzentrierte sich die folgende Korruptionsbekämpfung auf die 
vorangegangenen Regierungsparteien Pakistan People’s Party (PPP) und PML-N bzw. die sie 
dominierenden Familiendynastien (Diplomat 9.10.2021; vgl. ICIJ 3.10.2021). Der Supreme 
Court Pakistans, die Anwaltskammer des Supreme Courts und der pakistanische Anwaltsrat 
verurteilten in verschiedenen Fällen das Vorgehen der Korruptionsbehörde gegen 
Oppositionspolitiker (HRW 13.1.2021). 

Die Korruptionsermittlungen gegen führende Mitglieder und Parlamentarier der großen 
Oppositionsparteien und der Unwillen, mit ihnen zu kooperieren, führten zu einer Hemmung 
der Arbeit des Parlaments und der Gesetzgebung (Dawn 17.3.2022). Die entstandene starke 
politische Polarisierung wirkte als Hindernis für die Umsetzung von politischen Programmen. 
Außerdem haben die föderale und die Provinzregierungen in unterschiedlichen 
Politikdomänen Kompetenzen; und die Provinzregierung des Sindh wird von der PPP gestellt. 
Die Polarisierung erhöhte den Einfluss des militärischen Establishments weiter. Gleichzeitig 
war die PTI-Regierung in der Umsetzung ihrer Politik selbst durch dieselben Hindernisse 
gehemmt wie frühere Regierungen. Der Großteil der Abgeordneten der PTI setzte sich aus 
den traditionellen politischen und ökonomischen Eliten zusammen, die als Hemmschuh für 
Änderungen agieren, die ihre Interessen gefährden (BS 25.2.2022). 

Im Oktober 2020 vereinten sich schließlich elf Oppositionsparteien, darunter die Großparteien 
PPP und PML-N, zu einer Allianz unter dem Namen Pakistan Democratic Movement und 
mobilisierten zu breiten Demonstrationen (BS 25.2.2022; vgl. FH 2022). Zudem  wurden im 
Oktober 2021 Verstrickungen auch von Mitgliedern bzw. Geldgebern des PTI-Kabinetts sowie 
hoher Militärs in illegale Geldgeschäfte durch die internationalen Ermittlungen der "Pandora 
Papers" aufgedeckt (Diplomat 9.10.2021; vgl. ICIJ 3.10.2021). 

Misstrauensvotum und folgende politische Krise 

Im März 2022 kam es schließlich zu gewalttätigen Protesten von Anhängern und 
Abgeordneten der Regierungspartei PTI, die versuchten, das "Sindh House", die Vertretung 
des Sindh in Islamabad, zu stürmen. Dorthin hatten sich abtrünnige Abgeordnete der eigenen 
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Partei in Sicherheit gebracht, nachdem sie in Interviews angedeutet hatten, einen geplanten 
Misstrauensantrag der geeinten Opposition gegen Premierminister Khan zu unterstützen (Geo 
News 18.3.2022). Zwei Minister hatten zuvor Gewalt andeutende Drohungen gegen ebenjene 
Abgeordneten ausgesprochen (HRW 16.3.2022).  

Das für 3. April 2022 angesetzte Votum wurde mit dem Argument des Premierministers, das 
Misstrauensvotum sei von den USA initiiert und damit die Einflussnahme eines fremden 
Staates, unter Verweis auf Artikel 5 der Verfassung, wonach alle Bürger dem Staat gegenüber 
zur Loyalität verpflichtet sind, untersagt (TNT 3.4.2022a). Mit demselben Argument wurde die 
Nationalversammlung vom Präsidenten aufgelöst und Neuwahlen angekündigt (TNT 
3.4.2022b; vgl. Zeit Online 3.4.2022). Der Supreme Court erklärte jedoch vier Tage später 
dieses Vorgehen für verfassungswidrig und ordnete die Wiedereinsetzung der 
Nationalversammlung sowie der ausgesetzten Abstimmung an (TNT 7.4.2022). Beim 
folgenden Misstrauensvotum wurde Premierminister Khan abgesetzt. Oppositionsführer 
Shabaz Sharif, Vorsitzender der PML-N, wurde schließlich von der Nationalversammlung zum 
neuen Premierminister gewählt (Zeit Online 11.4.2022). 

Aus Protest zog der Abgesetzte mitsamt seiner Partei aus der Nationalversammlung aus. 123 
der PTI-Abgeordneten folgten seinem Aufruf zum Rückzug aus der Nationalversammlung, den 
31 verbliebenen sprach er das Recht ab, unter dem Namen der PTI aufzutreten (TNT 
14.4.2022). In Folge initiierte die PTI eine andauernde, landesweite Kampagne von Protesten 
und Demonstrationen (Dawn 20.4.2022; vgl. CNN 1.4.2023). 

Die Situation ist seitdem angespannt (VB 21.4.2022; vgl. CNN 1.4.2023). Der neuen 
Regierung wirft Khan vor, vom Ausland eingesetzt worden zu sein (VB 21.4.2022). Mit der 
Verlegung der Oppositionsarbeit vom Parlament auf die Straße versucht Khan eine 
Massenopposition aufzubauen um vorgezogene Neuwahlen zu erzwingen und dafür auch das 
Militär zu gewinnen. Diese fordert er als einzigen Weg aus dem politischen Patt (ICG 
27.12.2022). 

Zu einer ersten Zuspitzung der Lage führte ein Attentat am 3. November 2022, bei dem Khan 
im Zuge eines "Marsches nach Islamabad" angeschossen wurde. Es kam zu Demonstrationen 
vor Militäreinrichtungen (AI 27.3.2023). Khan beschuldigt Premierminister, Innenminister und 
Geheimdienstchef, Drahtzieher gewesen zu sein (ICG 27.12.2022).  

Eine weitere Entwicklung ist, dass die politischen Kräfte ihre Kämpfe verstärkt vor die Gerichte 
tragen (CNN 1.4.2023): 

Um allgemeine Neuwahlen zu erzwingen, veranlasste Khan im Jänner 2023 die Auflösung der 
Parlamente der beiden Provinzen Khyber Pakhtunkhwa und Punjab, in denen seine Partei die 
Regierung stellte - laut Verfassung müsste dort innerhalb von 90 Tagen neu gewählt werden. 
Eine Verlegung durch die Wahlkommission auf Oktober beeinspruchte die PTI vor dem 
Supreme Court, der sie als nicht verfassungskonform verurteilte (Al Jazeera 4.4.2023). Zudem 
reichte, ebenfalls im Jänner, ein Teil der zurückgetretenen PTI-Abgeordneten der 
Nationalversammlung einen Widerruf und infolgedessen Klage gegen die dennoch erfolgte 
Annahme der Rücktritte ein (TNI 10.2.2023). Der Schritt hat dazu geführt, dass auf Anordnung 
der zuständigen Obersten Gerichte die Nachwahlen für diese Sitze ausgesetzt werden 
mussten (Indian Express 13.3.2023; vgl. Geo News 12.3.2023, TNI 12.3.2023).  

Gleichzeitig laufen gegen den ehemaligen Premierminister mehrere Strafverfahren (BAMF 
20.3.2023; vgl. CNN 1.4.2023). In einem der Verfahren wurde Khan durch die 
Wahlkommission der Korruption für schuldig befunden (Al Jazeera 21.10.2022; vgl. TNI 
21.10.2022, ICG 27.12.2022). Das Urteil disqualifiziert ihn für fünf Jahre für ein politisches Amt 
(TNI 21.10.2022; vgl. TI 31.1.2023b). Khan selbst hat daraufhin ein Gerichtsverfahren gegen 
die Wahlkommission eingeleitet, in dem er deren Zuständigkeit beeinsprucht (TI 31.1.2023b).  
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Im März 2023 brachen, nachdem Khan in einem seiner Verfahren nicht vor Gericht erschienen 
war, bei seiner versuchten Festnahme schließlich schwere gewalttätige 
Auseinandersetzungen zwischen seinen Anhängern und der Polizei aus (Reuters 20.3.2023; 
vgl. TET 14.3.2023). Die Unterstützer der PTI widersetzten sich vor seinem Haus in Lahore 
mit Steinen und Brandbomben den Polizisten (BAMF 20.3.2023; vgl. CNN 15.3.2023). Laut 
Angaben der Polizei wurden 68 Menschen, darunter 34 Polizisten, verletzt. Nachdem die 
Gewalt am zweiten Tag anhielt, wurde der Haftbefehl per Anordnung des Gerichts aus 
Sicherheitsgründen ausgesetzt (CNN 15.3.2023). Bei Khans selbstständigem Erscheinen vor 
Gericht in Islamabad kam es erneut zu schweren Zusammenstößen (Guardian 18.3.2023; vgl. 
BAMF 20.3.2023). Ein Checkpoint der Polizei geriet dabei in Brand  (HRW 21.3.2023). Unter 
verschiedenen Vorwürfen in Bezug auf die Gewaltvorfälle, unter anderem Terrorismus, wurden 
125 PTI-Anhänger in Lahore und 198 in Islamabad verhaftet (Reuters 20.3.2023). Human 
Rights Watch kritisierte die Anwendung der Terrorismus-Paragrafen (HRW 21.3.2023). 

Die versuchte Verhaftung sowie Schikanen gegen Khan haben seine Unterstützung unter der 
jungen Bevölkerung erhöht. Seit dem Misstrauensvotum gelang es ihm, seine Popularität auf 
ein davor unerreichtes Ausmaß auszubauen (Guardian 24.5.2023b).  

Im Mai 2023 brach schließlich ein landesweiter Aufruhr aus (Guardian 11.5.2023) - als Folge 
der durch die Anti-Korruptionsbehörde angeordneten tatsächlichen Verhaftung Khans. Khans 
Partei rief seine Anhänger dazu auf, Pakistan "stillzulegen" und "für Khan aufzustehen". Die 
Unterstützer Khans gingen dabei so weit, dass sie Militäreinrichtungen belagerten oder 
stürmten (CBS 9.5.2023), darunter das in Rawalpindi gelegene Hauptquartier des Militärs 
(CBS 10.5.2023). Auch Militäreinrichtungen in Peschawar, Lahore und Karatschi sowie der 
Stützpunkt der Air Force in Mianwali wurden von Demonstranten angegriffen (Tribune India 
23.5.2023, vgl. Reuters 26.6.2023). Die historisch bedeutende Residenz des 
Truppenkommandanten in Lahore, das Jinnah House, wurde vollständig von Demonstranten 
niedergebrannt (Arab News 13.5.2023; vgl. Nation 10.5.2023). Andere versuchten, in Lahore 
zu Büro und Residenz des derzeitigen Premierministers Shabaz Sharif vorzudringen, doch 
wurden sie von der Polizei erfolgreich abgehalten (CBS 10.5.2023). Demonstranten griffen 
auch weitere Regierungsgebäude und staatliche Einrichtungen an (Guardian 24.5.2023a). Sie  
errichteten Straßenblockaden (CBS 9.5.2023) und setzten Autos, darunter auch 
Polizeieinsatzfahrzeuge, sowie mehr als ein Dutzend Gebäude in Brand (Guardian 11.5.2023). 

Je nach Quelle wurden zwischen fünf  (Guardian 11.5.2023 ) und zehn (RFE12.5.2023) 
Personen bei den gewalttätigen Ausschreitungen getötet. Truppen der Armee wurden im 
Punjab, in Islamabad und in Khyber Pakhtunkhwa zur Wahrung der Sicherheit eingesetzt 
(Guardian 11.5.2023). Allerdings wurden auch Soldaten und Truppenfahrzeuge attackiert 
(CBS 10.5.2023). Der Supreme Court erklärte am 12. Mai die Festnahme Khans für 
unrechtmäßig und verfügte die Entlassung auf Kaution (Guardian 15.5.2023). 

Den Ausschreitungen ist ein hartes Durchgreifen gefolgt (Siasat 23.5.2023). In der 
Aufbereitung der Gewalt fertigte die Polizei anhand von Videos und Social Media-Nachrichten 
eine Liste von 25.000 als Verantwortliche bezeichneten Personen an. Mit Stand 19.5.2023 
kündigte der Informationsminister an, 800 der bereits Verhafteten würden vor einem 
Militärgericht oder einem Anti-Terrorgericht angeklagt (Guardian 19.5.2023). Das Militär hatte 
nach den Ausschreitungen angekündigt, alle an den Angriffen auf Militäreinrichtungen 
Beteiligte vor Militärgerichte zu stellen (Reuters 17.5.2023). Im Juni berichtete der 
Innenminister schließlich von beinahe 5.000 Verhafteten (Reuters 6.6.2023). Khan (Profil 
5.7.2023) und indische Medien sprechen von 10.000 Verhafteten (India Today 23.6.2023). Die 
meisten Verhafteten wurden seitdem wieder freigelassen (Reuters 26.6.2023; vgl. India Today 
23.6.2023, Al Jazeera 26.6.2023).    

Führungspersonen der PTI, darunter die ehemalige Menschenrechtsministerin, wurden 
reihenweise unter dem Vorwurf verhaftet, die Gewalt orchestriert zu haben (Guardian 
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19.5.2023). Zahlreiche Führungspersonen der Partei traten von ihren Positionen zurück oder 
verließen die Partei (Guardian 3.6.2023). Einzelne Führungspersonen verurteilten die Gewalt 
und das Vorgehen der Partei und verließen diese bereits im Anschluss an die Ausschreitungen 
(Al Jazeera 1.6.2023). Allerdings wurden die meisten, die dies nicht taten, verhaftet bzw. in 
Haft behalten, darunter mehrere ehemalige Minister (Guardian 3.6.2023). Selbst wenn 
verhaftete Parlamentarier bzw. Führungspersonen vor Gericht eine Freilassung auf Kaution 
erlangten, wurden sie erneut verhaftet, mitunter wiederholte sich dieser Vorgang mehrmals. 
Zeitweise befand sich die gesamte Führungsriege in Haft. Laut PTI wurden auch Familien 
bedroht. Alle Freigelassenen distanzierten sich von Khan und zogen sich aus der Politik zurück 
(Reuters 6.6.2023). 

Indische Quellen sprechen davon, dass bei den Stürmungen der Militäreinrichtungen die dort 
stationierten Wachleute nicht eingegriffen haben (Tribune India 23.5.2023) bzw. dass 
Sympathisanten Khans in der Armee, inklusive Generäle, dabei eine Zurückdrängung 
unterlassen (OF 19.5.2023; vgl. Siasat 23.5.2023) oder gar Informationen zur Orientierung 
weitergegeben hätten (OF 19.5.2023). Verschiedene Quellen berichten, dass Khan im Militär 
bis in die höchsten Ränge hinauf Unterstützung genoss (USIP 11.5.2023; vgl. RFE 12.5.2023, 
OF 19.5.2023). Nach offiziellen Angaben des Militärs wurden drei hochrangige Angehörige 
entlassen, gegen 15 - darunter Generalmajore - wurden disziplinäre Maßnahmen ergriffen. 
Über 100 Personen sind bereits vor Militärgerichten angeklagt. Hierzu gibt es keine Angaben, 
wie viele davon Zivilisten sind. Menschenrechtsorganisationen kritisieren die Anwendung der 
Militärgerichtsbarkeit auf Zivilisten (Al Jazeera 26.6.2023; vgl. Reuters 26.6.2023). Der 
Supreme Court wurde diesbezüglich angerufen, wobei einige Richter eine mögliche 
Anwendung der Militärgerichtsbarkeit ebenfalls kritisieren (Dawn 18.7.2023) 

Beobachter sehen die Dauer und Intensität der derzeitigen politischen Auseinandersetzung 
als noch nicht da gewesen an (CNN 1.4.2023; vgl. BBC 22.12.2022, Jacobin 11.10.2022, OF 
5.1.2023). Dies zu einer Zeit, in der das Land auch durch eine seiner größten wirtschaftlichen 
Krisen geht  (CNN 1.4.2023; vgl. CNN 2.2.2023, OF 5.1.2023). 

Ausschreitungen der TLP 2021 

Im Jahr 2021 war Pakistan wiederum durch religiös motivierte, gewalttätige politische Proteste 
der fundamentalistischen Partei Tehreek-e-Labbaik Pakistan (TLP) gezeichnet. Bei 
Zusammenstößen der TLP mit den Sicherheitskräften wurden mindestens 24 Menschen - 
darunter 10 Polizisten - getötet (PIPS 4.1.2022). Hintergrund war die Verhaftung des Anführers 
der TLP im April 2021. Es kam u.a. am 18. April 2021 zu Ausschreitungen in Lahore, Punjab, 
bei denen TLP-Anhänger auch ein Polizeirevier stürmten und ein halbes Dutzend 
Sicherheitskräfte als Geiseln nahmen (BAMF 19.4.2021). Die Regierung verbot die TLP und 
verhaftete Hunderte Anhänger, doch die Proteste und gewalttätigen Zusammenstöße mit den 
Sicherheitskräften setzten sich fort. Sie wurden erst nach mehreren Verhandlungen beigelegt 
(OF 15.9.2021). Die Regierung gab dem Druck der Gruppe nach, ließ den Anführer frei und 
hob das Verbot auf. Dies verdeutlicht auch die Gefahr, die von extremistischen Gruppen für 
den Staat ausgeht (PIPS 4.1.2022). Die TLP, eine Bewegung der sunnitischen Barlevi, hat 
sich in der Vergangenheit u.a. über die Verfolgung von Blasphemiefällen zu einer 
Massenbewegung entwickelt [siehe dazu auch u.a. die Kapitel Muslimische Strömungen, 
insbesondere Schiiten sowie Ahmadis] (OF 15.9.2021). Für 2022 zählt das 
Sicherheitsanalyseinstitut PIPS zwei Gewaltvorfälle auf, in denen Anhänger der TLP involviert 
waren und bei denen jeweils eine Person getötet wurde (PIPS 11.1.2023). 
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Sicherheitslage 

Letzte Änderung 2023-04-12 11:08 

Hintergrund - Allgemeine Entwicklungen im Bezug auf Terrorismus 

Mit Ausnahme des Jahres 2013 zeigte sich ein kontinuierlicher Rückgang terroristischer 
Anschläge von 2009 bis ins Jahr 2020. Für das Jahr 2020 konnte nochmals ein deutlicher 
Rückgang der Anschläge im Vergleich zum Vorjahr verzeichnet werden. Die kontinuierlichen 
Einsatz- und Überwachungskampagnen der Sicherheitskräfte und polizeilichen Anti-
Terrorabteilungen, darunter die groß angelegten Militäroperationen Zarb-e-Azb, Khyber I-IV 
und Raddul Fasaad, sowie einige Anti-Extremismusmaßnahmen im Rahmen des Nationalen 
Aktionsplans, NAP, haben dazu beigetragen (PIPS 15.6.2021). 

Die Operation Zarb-e-Azb 2014 war in erster Linie auf die Provinz Khyber Pakhtunkhwa und 
die damaligen FATA ausgerichtet, um Terrorgruppen in Nord-Waziristan zu bekämpfen. Aus 
den meisten Gebieten konnten die Militanten vertrieben werden, mit Ausnahme einiger 
weniger Rückzugsorte und Schläferzellen. Unter den Militäroperationen litt allerdings auch die 
Zivilbevölkerung vor Ort, eine hohe Anzahl an Personen wurde zu intern Vertriebenen. Die 
darauf folgende Operation Raddul Fasaad 2017 involviert auch zivile Einsatzkräfte, wie die 
Polizei, und konzentrierte sich auf geheimdienstliche Operationen im gesamten Land, um 
Schläferzellen und Verstecke Militanter auszuheben (EASO 10.2021). 
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Die 20 Aktionspunkte des NAP erzielten unterschiedliche Erfolge. Durch die Militäroperationen 
wurde die Fähigkeit der Militanten zur Ausführung größerer Angriffe reduziert. Auch wurden 
signifikante Maßnahmen zur Bekämpfung der Terrorfinanzierung unternommen. Bei der 
Bekämpfung des Extremismus hat der NAP allerdings nur geringe Erfolge erzielt. 
Extremistische Literatur ist online und offline in Fülle vorhanden, sektiererische Extremisten 
hielten in mehreren Städten Kundgebungen ab, und die Verherrlichung von Terroristen hält 
an. Auch zur Unterstützung des politischen Versöhnungsprozesses in Belutschistan, wie im 
NAP festgehalten, wurde nichts Wesentliches unternommen (FES 12.2020; vgl. PIPS 
11.1.2023). Ebenso zeigen sich wenig Fortschritte bei der Regulierung von Madrassen oder 
des Internets, um dem Extremismus entgegenzutreten. In der Umsetzung des NAP wurde 
somit den nicht den Sicherheitsapparat betreffenden Maßnahmen nur sehr wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt (PIPS 15.6.2021b). Die Dynamiken des religiösen Extremismus 
bleiben bestehen und bieten einen Nährboden für die Netzwerke der terroristischen Gruppen 
(PIPS 4.1.2022). 

Ab Mitte 2020 kam es zu einem Wiederaufleben jihadistischer militanter Gruppen in Gebieten 
wie Nord-Waziristan und Bajaur in Khyber Pakhtunkhwa (FES 12.2020). Einige Gruppen 
konnten eine Neuformierung in Teilen des Landes beginnen (PIPS 15.6.2021b). Der 
Regimewechsel in Afghanistan hat diese Gruppen bekräftigt. Dies wird besonders in Khyber 
Pakhtunkhwa und Belutschistan sichtbar (PIPS 4.1.2022). Daten und Statistiken zeigen, dass 
dort seit der Machtübernahme der afghanischen Taliban in Kabul ein signifikanter Anstieg an 
Terroranschlägen und -opfern zu verzeichnen ist (PIPS 11.1.2023). 

Trotz gegenteiliger Versprechungen ziehen die afghanischen Taliban nicht ernsthaft in 
Erwägung, gegen die pakistanischen Taliban, also die Tehreek-i-Taliban Pakistan, TTP, auf 
afghanischem Gebiet vorzugehen (PIPS 4.1.2022). Hingegen fanden unter der Vermittlung 
des Islamischen Emirates von Afghanistan Verhandlungen und Gespräche zwischen 
Vertretern der TTP und Pakistans in Kabul statt, wozu die TTP auch einen Waffenstillstand im 
Mai 2022 verkündete. Die Gespräche erzielten keine Ergebnisse. Im November 2022 kündigte 
die TTP den Waffenstillstand offiziell auf, nachdem bereits seit September einige Anschläge 
in Khyber Pakhtunkhwa von ihr als "Abwehrreaktionen" reklamiert worden waren (PIPS 
11.1.2023).  

Trendumkehr bei den Anschlagszahlen seit 2021  

Bereits das Jahr 2021 war von einem 42-prozentigen Anstieg der Zahl an Anschlägen im 
Vergleich zum Jahr 2020 auf 207 Terrorakte gezeichnet (PIPS 4.1.2022). Im Jahr 2022 stieg 
das zweite Jahr in Folge die Zahl der Anschläge, und zwar um 27 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr auf 262 Terrorakte. Diese forderten zusammen 419 Menschenleben, ein Anstieg von 
25 Prozent. Verletzt wurden 734 Menschen. Ungefähr die Hälfte der Todesopfer, 206, waren 
- laut Daten des Analyseinstituts Pak Institute for Peace Studies - Mitglieder der 
Sicherheitskräfte bzw. Exekutivbehörden, 152 waren Zivilisten und 61 Terroristen (PIPS 
11.1.2023).  

Von der Gesamtzahl der Terroranschläge wurden 2022 179 - im Vergleich zu 128 im Vorjahr 
- von islamistisch motivierten Terrorgruppen, also den TTP, dem Islamic State Khorasan 
Province, ISKP, oder lokalen Taliban-Gruppen, verübt. Verschiedene belutschische und 
Sindhi-nationalistische Gruppierungen verübten 79 Anschläge - im Vergleich zu 77 im Vorjahr 
- mit 97 Toten. Vier der Anschläge waren konfessionalistisch motiviert (PIPS 11.1.2023). 

Das Center for Research and Security Studies (CRSS) zählt 378 terroristische Anschläge für 
2022 mit 602 Todesopfern (CRSS 2.2.2023). Für das Jahr 2021 verzeichnete das CRSS 403 
Terrorakte mit 555 Toten, davon 330 Zivilisten (CRSS 3.1.2022).  
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Die TTP war ein Hauptakteur von Gewalt im Jahr 2022. Es gelang ihr, sich zu regruppieren 
und die terroristische Gewalt zu steigern. Die Übernahme der Macht in Kabul durch die 
afghanischen Taliban ist ein Hauptfaktor dafür. Die TTP hat von allen ausländischen 
Gruppierungen am meisten vom Abzug der internationalen Truppen in Afghanistan profitiert. 
Aber auch die fortbestehenden Versuche von Friedensverhandlungen mit dem TTP durch den 
pakistanischen Staat sind ein wichtiger Grund. Der ISKP konnte ebenfalls die Zahl seiner 
Anschläge steigern. Der Wiederanstieg der terroristischen Gewalt in den letzten beiden 
Jahren, nach langjährigem kontinuierlichen Rückgang, zeigt klar, dass Terroristen ihre 
Präsenz in Pakistan verstärken konnten (PIPS 11.1.2023). 

Reaktion der Sicherheitskräfte 

Auf den Anstieg der terroristischen Gewalt reagierten die Streitkräfte mit geheimdienstlichen 
Operationen, der Fortführung der Operation Raddul Fasaad und in den Grenzregionen mit der 
Stationierung regulärer Armeetruppen anstatt des paramilitärischen Frontier Corps (EASO 
10.2021). 

2022 führten die Sicherheitskräfte 87 Anti-Terror-Operationen in 25 Distrikten und Regionen 
durch. Diese forderten 327 Tote, darunter - laut Daten von PIPS - 302 Terroristen, 24 
Sicherheitskräfte und ein Zivilist. Im Vergleich dazu führten sie 2021 63 Operationen mit 197 
Toten durch. 57 der Sicherheitsoperationen des Jahres 2022 wurden in Khyber Pakhtunkhwa 
durchgeführt, 28 in Belutschistan. Außerdem kam es zu 11 bewaffneten Zusammenstößen 
zwischen Sicherheitskräften und Militanten/Terroristen in Khyber Pakhtunkhwa mit 25 Toten, 
davon 13 Terroristen und 12 Soldaten. Im Vergleich dazu gab es im Jahr 2021 sechs derartige 
Zusammenstöße (PIPS 11.1.2023). 

Die Sicherheitskräfte nahmen 2022 bei 66 Suchoperationen im gesamten Land im Rahmen 
der Operation Raddul Fasaad laut PIPS 129 des Terrorismus Verdächtigte fest. Diese Zahl 
umfasst keine Personen, die nach ersten Untersuchungen wieder freigelassen worden sind 
(PIPS 11.1.2023). 

Laut CRSS führten die Sicherheitskräfte 2022 mindestens 128 Operationen gegen Militante 
und Aufständische durch, bei denen 368 Menschen getötet worden sind. 102 mutmaßliche 
Terroristen wurden verhaftet. Die Mehrheit der Sicherheitsoperationen wurde demnach in 
Khyber Pakhtunkhwa und Belutschistan durchgeführt (CRSS 2.2.2023). Für das Jahr 2021 
zählte CRSS 146 Sicherheitsoperationen, bei denen 298 mutmaßliche Terroristen getötet 
worden sind (CRSS 3.1.2022).  

In den letzten Jahren hat Pakistan außerdem mehrere rechtliche, administrative und operative 
Maßnahmen gegen Terrorfinanzierung gesetzt und 26 der 27 Bedingungen des Aktionsplanes 
der Financial Action Task Force, einer internationalen Organisation gegen 
Terrorismusfinanzierung, erfüllt (PIPS 11.1.2023). 

 PIPS 11.1.2023 

Regionale Konzentration der Anschlagszahlen 

Seit vielen Jahren ist sichtbar, dass die terroristische Gewalt hauptsächlich auf Belutschistan 
und Khyber Pakhtunkhwa konzentriert bleibt (PIPS 4.1.2022). Regional aufgeschlüsselt 
betrafen 95 Prozent aller Anschläge des Jahres 2022 diese beiden auch im Allgemeinen 
besonders vom Terrorismus betroffenen Provinzen. Konkret entfielen von den insgesamt 262 
Anschlägen 169 und damit 64 Prozent also beinahe zwei Drittel aller Anschläge allein auf 
Khyber Pakhtunkhwa. Hier waren auch 294 der 419 Todesopfer des Jahres 2022 zu beklagen. 
Auch der Gesamtanstieg der Anschlagszahlen lässt sich auf einen Anstieg der Anschläge um 
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52 Prozent in dieser Provinz zurückführen. In Belutschistan, das von der zweithöchsten Zahl 
an Anschlägen betroffen war, wurden im Jahr 2022 79 Anschläge durchgeführt - im Vergleich 
zu den 81 des Vorjahres. Dabei wurden 106 Menschen getötet (PIPS 11.1.2023). 

Im Sindh wurden 2022 acht Anschläge mit acht Todesopfern durchgeführt. Der Punjab war 
von drei Anschlägen im Jahr 2022 - im Vergleich zu fünf 2021 - betroffen, denen sechs 
Menschenleben zum Opfer gefallen sind. Islamabad war von zwei Anschlägen betroffen, bei 
denen zwei Polizisten und drei Terroristen getötet worden sind. Ein Anschlag ohne Opfer 
wurde in Gilgit-Baltistan verzeichnet. Mit der Ausnahme von Khyber Pakhtunkhwa gingen 
somit in allen Provinzen die Anschläge zurück oder blieben auf gleichem Niveau (PIPS 
11.1.2023). 

Im Jahr 2021 trafen 93 Prozent der gesamten von PIPS erfassten Anschläge die beiden 
Provinzen Khyber Pakhtunkhwa und Belutschistan zusammengenommen, die meisten mit 111 
von insgesamt 207 Khyber Pakhtunkhwa (PIPS 4.1.2022).  2020 betrafen 83 Prozent diese 
beiden Provinzen (PIPS 15.6.2021). 

 PIPS 11.1.2023; Terroranschläge 2022 nach Provinz 

Auch CRSS zählte beinahe 90 Prozent aller Todesopfer der von ihm erfassten 
sicherheitsrelevanten Gewalt, die unter anderem Anschläge und Anti-Terroroperationen 
beinhaltet, in Khyber Pakhtunkhwa und Belutschistan [Anm.: regional schlüsselt CRSS nicht 
durchgehend in Terroranschläge und andere sicherheitsrelevante Gewalt auf]. Die starke 
Konzentration der Gewalt auf Khyber Pakhtunkhwa und Belutschistan wird von den Behörden 
auf die Machtübernahme der Taliban im an diese Provinzen grenzenden Afghanistan 
zurückgeführt (CRSS 2.2.2023). 2021 resultierten 75 Prozent aller Todesopfer der vom CRSS 
erfassten sicherheitsrelevanten Gewalt aus den Provinzen Khyber Pakhtunkhwa und 
Belutschistan (CRSS 3.1.2022). 

Hauptsächliche Zielsetzungen und Mittel der Anschläge 

Von den 262 Terroranschlägen des Jahres 2022 zielten 180, also 69 Prozent, gegen 
Sicherheitskräfte bzw. die Strafverfolgungsbehörden, das entspricht auch ungefähr deren 
Anteil an den Todesopfern, wo ungefähr die Hälfte unter den Sicherheitskräften auszumachen 
ist. 14 Anschläge zielten gegen Zivilisten, weitere 14 gegen regierungsfreundliche 
Stammesführer oder Mitglieder von Friedenskomitees, acht gegen politische 
Führungspersonen oder Aktivisten. Zwei Anschläge zielten gegen Schiiten, darunter der große 
Anschlag gegen eine schiitische Moschee in Peschawar mit 68 Toten, ein Anschlag gegen 
Sunniten, zwei gegen die christliche Gemeinde mit insgesamt zwei Toten und einer gegen die 
Sikh-Gemeinde, der zwei Menschenleben forderte (PIPS 11.1.2023). 2021 zielten 66 Prozent 
der Anschläge gegen die Sicherheitskräfte, 177 der 335 Todesopfer waren analog dazu 
Mitglieder der Sicherheits- oder Strafverfolgungsbehörden (PIPS 4.1.2022). 2020 berichtete 
PIPS, dass sich 58 Prozent der Anschläge gegen Sicherheitskräfte gerichtet hatte, gefolgt von 
allgemeinen zivilen Zielen, regierungsfreundlichen Stammesältesten, politischen Führern 
sowie Mitarbeitern und Schiiten (PIPS 15.6.2021). 

Die Terroristen setzten bei 129 Angriffen Direktbeschuss, taktisches Feuer bei 53 Angriffen 
und insgesamt 67 Mal improvisierte Sprengsätze (IED) verschiedener Art ein, darunter waren 
14 Selbstmordattentate. Es fällt auf, dass damit die Zahl der Selbstmordanschläge von 5 auf 
14 stark anstieg, davon wurden 10 in Khyber Pakhtunkhwa durchgeführt. Unter den anderen, 
selteneren Angriffstaktiken waren zwei Raketenangriffe und eine Entführung (PIPS 
11.1.2023). 2021 verübten Terroristen 80 Anschläge mit improvisierten Sprengsätzen, 102 mit 
Schusswaffen (PIPS 4.1.2022). Diese Aufteilung der Wahl der Mittel entspricht auch ungefähr 
jener im Jahr 2020 (vgl. PIPS 15.6.2021). 
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Entwicklung Anschlagszahlen Anfang 2023 

Im Jänner 2023 starben 124 Menschen bei 26 Terroranschlägen, die meisten davon bei einem 
Großanschlag auf eine Moschee in einem Polizeiareal in Peschawar. 116 der 124 Todesopfer 
vom Jänner 2023 waren Polizei- oder Sicherheitskräfte, sechs waren Zivilisten und zwei 
Terroristen. Regional zeigt sich weiterhin der gravierende Schwerpunkt auf Khyber 
Pakhtunkhwa. 16 Terroranschläge mit 116 Toten sind dort verzeichnet worden, sieben 
Anschläge mit sechs Toten - alle davon Polizei- oder Sicherheitskräfte - in Belutschistan. Ein 
Anschlag ohne Tote wurde aus dem Sindh vermeldet; zwei aus dem Punjab, bei denen zwei 
Vertreter des Geheimdienstes getötet wurden. Die Sicherheitskräfte führten 10 Operationen 
durch. Insgesamt wurden in 40 sicherheitsrelevanten Vorfällen 156 Menschen getötet (PIPS 
20.2.2023). 

 PIPS 20.2.2023; Terroranschläge nach Provinz - Jänner 2023 

Im Februar kam es zu 29 Anschlägen, die 35 Menschenleben forderten, davon waren 15 
Sicherheitskräfte, 13 Zivilsten und sieben Terroristen. 14 Anschläge mit acht Toten wurden in 
Khyber Pakhtunkhwa durchgeführt, 12 mit 18 Toten in Belutschistan, zwei im Sindh - beide in 
Karatschi - mit insgesamt acht Toten und einer im Punjab mit einem Toten. Sicherheitskräfte 
führten sechs Anti-Terroroperationen durch, in denen 29 mutmaßliche Terroristen getötet 
wurden, sowie elf Suchoperationen, in denen 44 mutmaßliche Terroristen verhaftet wurden. 
Insgesamt wurden in 41 Vorfällen sicherheitsrelevanter Gewalt 78 Menschen getötet (PIPS 
8.3.2023). 

Für den Zeitraum vom 1.-22. März 2023 zeichnete PIPS in seiner Datenbank 22 Anschläge 
mit 32 Toten auf sowie zehn Anti-Terroroperationen mit 34 Toten auf (PIPS 22.3.2023). 

Kommunale Gewalt aufgrund religiösen Fundamentalismus 

Es zeigt sich, dass der religiöse Extremismus, auch abseits der Terrorgruppen, eine große 
Herausforderung darstellt. Zum einen ist dies in den Gewalttaten von aufgestachelten 
Menschenmengen, sogenannten Mobs, erkennbar - 2021 wurden sieben religiös motivierte 
Vorfälle von Mob-Gewalt verzeichnet, bei denen zwei Menschen getötet wurden [Anm. siehe 
dazu auch Kap. Religionsfreiheit]. Zum anderen manifestiert sich dies in den gewalttätigen 
Protesten der politisch-religiösen Bewegung Tehreek-i-Labbaik Pakistan (TLP), bei denen 
hauptsächlich in den Städten des Punjab 24 Menschen im Jahr 2021 ums Leben kamen, 10 
davon Polizisten (PIPS 4.1.2022). 2022 zeichnete PIPS acht Vorfälle kommunaler religiöser 
Gewalt auf, bei drei davon handelte es sich um Mobs aufgrund von Blasphemievorwürfen. Bei 
den Vorfällen wurden fünf Menschen getötet - drei Ahmadis und zwei der Blasphemie 
Beschuldigte - sowie ein Hindu Tempel beschädigt (PIPS 11.1.2023). Im Februar 2023 
verzeichnete PIPS zwei Vorfälle kommunaler religiöser Gewalt. Bei einem wurde eine 
Glaubensstätte der Ahmadi in Karatschi, Sindh, verwüstet (PIPS 8.3.2023). Bei einem 
weiteren wurde ein Blasphemiebeschuldigter im Punjab von einem Mob getötet (PIPS 
8.3.2023; vgl. Guardian 12.2.2023). Für März 2023 verzeichnete PIPS mit Stand 22. März 
2023 in seiner Datenbank einen Vorfall kommunaler, glaubensbasierter Gewalt ohne Tote 
(PIPS 22.3.2023). Hindu-Studenten waren an einer Universität im Punjab bei einem religiösen 
Festival von einer Gruppe von Anhängern einer islamistischen Partei attackiert worden (WION 
7.3.2023; vgl. PIPS 22.3.2023). 

Grenzübergriffe 

Im Nordwesten Pakistan wurde 2017 mit dem Bau eines Grenzzaunes entlang der 2.611 
Kilometer langen "Durand-Linie" genannten Grenze zu Afghanistan begonnen. Dies sollte den 
Bewegungen von Militanten und Schmugglern sowie illegalen Grenzübertritten Einhalt 
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gebieten. Anfang Juli 2021 war laut pakistanischen Angaben der Bau des Zauns auf über 90 
Prozent der Strecke abgeschlossen (AP 13.7.2021). Der Bau des Grenzzauns wird allerdings 
vom nunmehrigen Taliban-Regime in Afghanistan zurückgewiesen, insbesondere aufgrund 
des Verlaufs an der Durand-Linie, auf deren definitive Grenzsetzung Pakistan aus Sicht der 
Taliban keinen rechtlichen Anspruch hat (PIPS 4.1.2022; vgl. Dawn 14.1.2022). Im Jänner 
2022 sicherte Pakistan zu, die verbliebenen 21 Kilometer für einen vollständigen Grenzzaun 
in diplomatischer Übereinkunft mit Afghanistan errichten zu wollen (Dawn 14.1.2022). 

2022 war der Grenzzaun allerdings Hauptgrund für eine Eskalation der Grenzzusammenstöße 
zwischen pakistanischen Sicherheitskräften und afghanischen Kämpfern. Den 
Schusswechseln fielen auch Zivilisten zum Opfer, außerdem führten sie immer wieder auch 
zur Schließung des Grenzübergangs Chaman (Dawn 14.12.2022). PIPS zählte im Jahr 2022 
13 Grenzübergriffe zwischen Afghanistan und Pakistan in den Provinzen Khyber Pakhtunkhwa 
und Belutschistan, bei denen 34 Menschen starben (PIPS 11.1.2023). Im Februar 2023 führten 
Schusswechsel zur Grenzschließung bei Torkham (Al Jazeera 25.2.2023; vgl. ACLED 
4.3.2023, PIPS 8.3.2023) 

Insgesamt ging  im Jahr 2022 allerdings im Vergleich zum Vorjahr die Zahl der Übergriffe an 
allen Grenzen des Landes um weitere 35 Prozent auf 15 zurück. So fand nur ein Grenzübergriff 
zwischen Indien und Pakistan statt - ohne Opfer oder Schaden, und einer zwischen Iran und 
Pakistan. Seit sich Indien und Pakistan im Februar 2021 gegenseitig die Absicht erklärten, das 
Waffenstillstandsabkommen von 2003 verstärkt zu respektieren, hat sich die Lage an dieser 
Grenze signifikant verbessert, während sich seit der Übernahme von Kabul durch die Taliban 
die Lage an der afghanischen Grenze verschlechtert hat (PIPS 11.1.2023).  

Weitere Aspekte sowie Gesamtzahl sicherheitsrelevanter Gewaltvorfälle 

Im ganzen Land, insbesondere in Großstädten, kommt es immer wieder zu spontanen oder 
organisierten Demonstrationen aus unterschiedlichsten Anlässen, z.B. nach den 
Freitagsgebeten. Auch wenn diese zunächst friedlich verlaufen, können sie zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen führen und zum Ziel terroristischer Anschläge werden [Anm.: zu 
Demonstrationen im Zuge der politischen Entwicklungen rund um Oppositionsführer Imran 
Khan siehe Kap. Politische Lage ] (AA 22.3.2023). 

Zusammen gerechnet listet PIPS 398 Fälle sicherheitsrelevanter Gewalt mit insgesamt 832 
Toten für das Jahr 2022 auf. Neben den bereits aufgezählten, waren dies vier Vorfälle von 
ethnopolitischer Gewalt, die mit den Nachwahlen bzw. mit ethnopolitischen Parteien 
verbunden waren und in denen drei Personen getötet wurden, ein interkonfessioneller 
Zusammenstoß, zwei Zusammenstöße zwischen Sicherheitskräften und Demonstranten und 
zwei Zusammenstöße zwischen Terrorgruppen (PIPS 11.1.2023). Im Vergleich zeichnete 
PIPS für das Jahr 2021 insgesamt 326 gewalttätige, sicherheitsrelevante Vorfälle auf, bei 
welchen 609 Personen getötet worden sind(PIPS 4.1.2022). 

CRSS zeichnete für das Jahr 2022 512 Vorfälle mit 980 Toten auf (CRSS 2.2.2023). Aus den 
Datensätzen des Armed Conflict Location & Event Data Project, ACLED, ergeben sich 765 
Vorfälle mit 1.783 Toten (ACLED o.D.).  

 Darstellung der Stdk. nach Daten von ACLED o.D. Darstellung der Stdk. nach Daten von 

ACLED o.D. 

Anmerkung: ACLED erfasst sicherheitsrelevante Vorfälle unter Verwendung festgelegter 
Kriterien und Methodologien mittels Medienbeobachtung. Sind die Angaben zu den 
Todesopfern in den Quellen ungenau (z.B. „zahlreiche Tote“) oder unbekannt, so codiert 
ACLED automatisch zehn Todesopfer - oder drei Todesopfer, sofern bekannt ist, dass es sich 
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um weniger als zehn Todesopfer handelt (ACLED 2020). 
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Punjab und Islamabad 

Letzte Änderung 2023-04-12 11:16 

Punjab 

Die Provinz Punjab ist in 36 Distrikte unterteilt und beherbergt laut dem letzten Zensus von 
2017 eine Einwohnerzahl von beinahe 110 Millionen. Punjab ist damit die am stärksten 
besiedelte Provinz, flächenmäßig ist sie die zweitgrößte (EASO 10.2021; vgl. PBS o.D.). 

Seit vielen Jahren ist sichtbar, dass die terroristische Gewalt hauptsächlich auf Belutschistan 
und Khyber Pakhtunkhwa konzentriert bleibt, doch auch Sindh und Punjab sporadisch trifft 
(PIPS 4.1.2022). 2022 verzeichnete Punjab drei Anschläge, die sechs Menschenleben 
forderten. Zwei der Anschläge betrafen die Provinzhauptstadt Lahore, einer Rawalpindi. Im 
Süden der Provinz, an der Grenze zu Belutschistan, kam es darüber hinaus im November zu 
heftigen Zusammenstößen zwischen Sicherheitskräften und kriminellen Gruppen, die sich mit 
belutschischen Unabhängigkeitsgruppen verbündet hatten (PIPS 11.1.2023). Im Vergleich 
dazu war im Jahr 2021 Punjab von 5 Terroranschlägen betroffen, die insgesamt 14 
Menschenleben forderten. Davon wurden zwei Anschläge in Rawalpindi durchgeführt. Ein 
Anschlag war konfessionell motiviert und richtete sich gegen Schiiten während einer Ashura-
Prozession (PIPS 4.1.2022). Im Jahr 2020 verzeichnete Punjab sieben Terroranschläge mit 
fünf Todesopfern. Mit Ausnahme eines Anschlags im Süden betrafen alle Anschläge 
Rawalpindi (PIPS 15.6.2021). 

Im Jänner 2023 verzeichnete PIPS zwei Anschläge im Punjab, dabei wurden zwei 
Geheimdienstmitarbeiter getötet (PIPS 20.2.2023). Im Februar kam es zu einem Anschlag mit 
einem Toten (PIPS 8.3.2023). 

Außerdem war Punjab 2022 von fünf Vorfällen gesellschaftlicher religiöser Gewalt, in Form 
von Übergriffen gewalttätiger Menschenmengen, betroffen. Drei der Vorfälle betrafen 
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Blasphemieanschuldigen, wobei in einem Fall der Beschuldigte vom Mob getötet worden ist, 
in den anderen Fällen von der Polizei geschützt werden konnte. In weiteren zwei Vorfällen 
wurde jeweils ein Ahmadi getötet (PIPS 11.1.2023). Im Jahr 2021 wurden gleichsam wie 2022 
fünf Vorfälle von Mob-Gewalt aus religiösen Motiven gezählt. Diese kosteten zwei 
Menschenleben (PIPS 4.1.2022). 2020 kam es zu zwei solcher Vorfälle von gesellschaftlicher 
religiöser Gewalt [Anm. siehe dazu auch Kap. Religionsfreiheit]  (PIPS 15.6.2021).  

Mit Stand 22. März 2023 verzeichnete PIPS für das Jahr 2023 mit Bezug auf kommunale 
religiöse Gewalt im Punjab einen Toten aufgrund von Blasphemieanschuldigungen (PIPS 
8.3.2023; vgl. PIPS 22.3.2023, Guardian 12.2.2023); sowie einen Übergriff einer Gruppe von 
Anhängern einer islamistischen Partei auf ein Hindufestival, ohne Tote (WION 7.3.2023; vgl. 
PIPS 22.3.2023). 

Außerdem fanden die Proteste der politisch-religiösen Bewegung Tehreek-i-Labbaik Pakistan 
(TLP) 2021 hauptsächlich in den Städten des Punjabs statt, wo sie häufig auch in Gewalt 
umschlugen. 24 Menschen kamen dabei ums Leben, 10 davon Polizisten. Dass die Regierung 
dem Druck dieser Gruppe auf der Straße nachgegeben und ihren Anführer aus der Haft 
freigelassen sowie das zuvor verhängte Verbot der Gruppe aufgehoben hat, zeigt, welche 
Bedrohung solche extremistischen Bewegungen für das Land darstellen (PIPS  4.1.2022). 

CRSS registrierte für das Jahr 2022 für Punjab 28 Tote in 25 sicherheitsrelevanten Vorfällen. 
Zwei dieser Vorfälle werden politischen Rivalitäten zugeordnet, einer wird als 
Sicheroperationen angegeben. Der Rest der Vorfälle sowie 27 Tote werden Terrorismus 
zugeordnet (CRSS 2.2.2023). Für 2021 registrierte CRSS 66 Tote bei sicherheitsrelevanten 
Vorfällen (CRSS 3.1.2022). 

Islamabad 

Die pakistanische Hauptstadt ist ethnisch divers und hat auch einen vergleichsweise hohen 
Anteil an religiösen Minderheiten, indem geschätzt 10 Prozent der Bevölkerung der Stadt nicht 
Muslime sind. Laut dem letzten Zensus 2017 weist das Hauptstadtterritorium eine 
Einwohnerzahl von knapp über 2 Millionen auf (EASO 10.2021). 

In Islamabad verzeichnete PIPS 2022 zwei Anschläge, beide gegen Sicherheitskräfte, in 
denen zwei von diesen sowie drei Terroristen getötet worden sind (PIPS 11.1.2023). Im Jahr 
2021 war Islamabad ebenfalls von zwei Terroranschlägen betroffen, drei Menschenleben 
fielen diesen zum Opfer (PIPS 4.1.2022). Im Jahr 2020 fand kein Anschlag im Islamabad statt 
(PIPS 15.6.2021). Für Jänner und Februar 2023 verzeichnete PIPS keine Anschläge in 
Islamabad (vgl. PIPS 20.2.2023; PIPS 8.3.2023).  

CRSS zeichnete für das Jahr 2022 für Islamabad acht sicherheitsrelevante Vorfälle auf. Davon 
waren vier terroristischer Natur und drei waren Sicherheitsoperationen. Insgesamt gab es bei 
den Vorfällen neun Tote [Anm.: keine Zuordnung der Todesopfer zur Art des Vorfalls] (CRSS 
2.2.2023). 
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 EASO - European Asylum Support Office [jetzt: EUAA - European Asylum Agency] (10.2021): 
Pakistan Security Situation, 
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Allgemeine Menschenrechtslage 

Letzte Änderung 2023-04-12 15:51 

Die Menschenrechtslage in Pakistan bleibt schwierig und hat sich im Berichtszeitraum, in den 
auch ein Regierungswechsel fällt, insgesamt nicht verbessert. Zwar garantieren die 
pakistanische Verfassung und eine Reihe von Gesetzen fundamentale Bürgerrechte, 
Menschenrechte und politische Rechte, meist mangelt es jedoch an der Implementierung (AA 
8.8.2022). 

Der Raum für Zivilgesellschaft und öffentlich-kritische Debatte ist weiter eingeschränkt. Militär 
und Geheimdienste begrenzen den Aktionsradius von Zivilgesellschaft und Medien. Die 
öffentliche Thematisierung politisch und religiös sensibler Fragen wird ebenfalls 
eingeschränkt. Das Militär zwingt Journalisten mit Druck erfolgreich zu Selbstzensur (AA 
8.8.2022). Behörden setzen Schikanierungen und gelegentlich auch Verhaftungen gegen 
Journalisten und andere Vertreter der Zivilgesellschaft ein, die Kritik an Regierung oder deren 
Maßnahmen üben. Das vage und breit auslegbare Gesetz gegen Volksverhetzung wird oft 
auch eingesetzt, um politische Widersacher oder Journalisten zu unterdrücken. Es gibt 
gewalttätige Übergriffe gegen Mitarbeiter von Medien (HRW 12.1.2023). 
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Politische Parteien können weitgehend frei arbeiten, jedoch üben Militär und Geheimdienste 
Druck auf unliebsame Parteien aus, in der Regel auf die Opposition. Institutionen und 
Menschen, die Kritik am Militär und am Nachrichtendienst ISI üben, müssen mit Sanktionen 
rechnen. Zudem nehmen Militär und Nachrichtendienste immer wieder Einfluss auf die 
mediale Berichterstattung (AA 8.8.2022). So gingen die Strafverfolgungsbehörden 2021 
weiterhin hart gegen Demonstrationen der Bewegung zum Schutz der Paschtunen (Pashtun 
Tahaffuz Movement, PTM) vor, die sich gegen die Diskriminierung und außergerichtliche 
Hinrichtung von Paschtunen sowie gegen die Erstellung von Persönlichkeitsprofilen nach 
ethnischen Kriterien (Racial Profiling) einsetzt (AI 29.3.2022). Es kommt außerdem immer 
wieder zu Verhaftungen ihrer Führer und exponierter Personen. Allerdings hat das Interesse 
an der Organisation stark nachgelassen. Gegenüber vormaligen Regierungsmitgliedern (auch 
dem vormaligen Premierminister) gab es seitens der jetzigen Regierung Drohungen 
hinsichtlich möglicher Strafanzeigen, u.a. wegen Hochverrats. Die Opposition bzw. in Ungnade 
gefallene Politiker bleiben damit von politisch motivierten Korruptionsermittlungen bedroht  
[siehe Unterkapitel Politisch motivierte Korruptionsermittlungen im Kapitel Korruption] (AA 
8.8.2022).  

Die pakistanischen Strafverfolgungsbehörden werden für Menschenrechtsverletzungen wie 
Haft ohne Anklage und außergerichtliche Tötungen verantwortlich gemacht (HRW 12.1.2023; 
vgl. EASO 10.2021). Extralegale Tötungen kommen vor allem in Form von polizeilichen 
Auseinandersetzungen vor, d.h. bei Zusammenstößen zwischen mutmaßlichen Straftätern, 
Militanten oder Terroristen und der Polizei oder paramilitärischen Sicherheitskräften. Als 
Begründung führt die Polizei regelmäßig an, dass die Opfer versuchten, aus dem 
Polizeigewahrsam zu flüchten, oder bei ihrer Verhaftung von der Schusswaffe Gebrauch 
gemacht hätten. 2021 kamen laut der Menschenrechtsorganisation HRCP landesweit 294 
Menschen bei "police encounters" ums Leben. In der Regel werden diese Fälle nicht gerichtlich 
untersucht (AA 8.8.2022; vgl. HRCP 2022, S.31). Die Polizei geht außerdem mit 
unverhältnismäßiger Gewalt gegen Demonstranten vor (AI 29.3.2022). 

Folter im Gewahrsam der Sicherheitskräfte und in Gefängnissen ist - trotz des Folterverbots 
in der Verfassung - weit verbreitet. Die Todesstrafe wird vollstreckt. Seit Dezember 2019 fand 
jedoch keine Hinrichtung statt. In vielen Fällen beruhen die Todesurteile auf rechtsstaatlich 
zweifelhaften Verfahren. Willkürliche Festnahmen kommen insbesondere aufgrund der 
weitverbreiteten Korruption innerhalb der Polizei vor. Selbst bei offensichtlich unbegründeten 
Beschuldigungen kann eine lange Inhaftierung erfolgen, ohne dass es dabei zu einer 
Haftprüfung kommt. Als Beispiel hierfür dienen die Blasphemie-Fälle. Die Sicherheitsdienste 
greifen in Fällen mit terroristischem Hintergrund oder in Fällen von Landesverrat auch auf 
willkürlichen und rechtswidrigen Gewahrsam zurück (AA 8.8.2022). 

Unter dem Deckmantel der Terrorbekämpfung begehen Armee und Sicherheitskräfte vor allem 
in den Provinzen Belutschistan und Khyber Pakhtunkhwa regelmäßig 
menschenrechtsrelevante Verbrechen. Sogenannte "Enforced Disappearances" - das 
Verschwindenlassen von unliebsamen, v.a. armeekritischen Personen - zählen in diesem 
Zusammenhang zu den eklatantesten Menschenrechtsverletzungen in Pakistan - auch weil 
der Staat (v.a. Militär/ Nachrichtendienste) oftmals als Täter auftritt und seiner 
Schutzverantwortung nicht gerecht wird (AA 8.8.2022, vgl. HRCP 2022). Die Regierung 
unternahm zwar Schritte, um das Verschwindenlassen strafbar zu machen, doch war 
Straflosigkeit für dieses Verbrechen weiterhin die Regel [siehe auch Kapitel Folter] (AI 
29.3.2022). 

Die Regierung unternimmt nur wenig, um Strafverfolgungsbehörden bei Folter und anderen 
schwerwiegenden Übergriffen zur Rechenschaft zu ziehen (HRW 12.1.2023; vgl. USDOS 
12.4.2022).  
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Gewalt und Missbrauch sowie soziale und religiöse Intoleranz durch militante Organisationen 
und andere nicht-staatliche Akteure tragen ebenfalls zu Problemen im Menschenrechtsbereich 
bei (USDOS 12.4.2022). Viele Menschenleben fallen den Anschlägen von islamistischen 
Militanten zum Opfer. Frauen, religiöse Minderheiten und Transgender waren mit Gewalt, 
Diskriminierung und Verfolgung konfrontiert, wobei die Behörden es oft verabsäumen, 
angemessenen Schutz zu bieten (HRW 12.1.2023). Übergriffe bleiben oft ungestraft, was eine 
Kultur der Straflosigkeit unter den Tätern - ob staatliche oder nicht-staatliche - fördert (USDOS 
12.4.2022).  

Staatliche Institutionen zum Schutz von Menschenrechten existieren auf Bundes- und 
Provinzebene. Diese bleiben jedoch schwach, da sie ohne angemessene 
Ressourcenausstattung operieren und zudem kein Schutz vor staatlicher Einflussnahme 
gegeben ist. Seit 2015 hat Pakistan eine nicht bei der GANHRI (Vereinigung nationaler 
Menschenrechtsinstitutionen) akkreditierte National Commission for Human Rights. Sie hat als 
eine dem pakistanischen Innenministerium zugeordnete Institution nur begrenzte Kapazitäten 
und verfügt über kein eigenes Budget. Auch die National Commission on the Status of Women, 
die Frauenrechte in Pakistan stärken soll, sowie die National Commission on the Rights of the 
Child bleiben in ihren Arbeitsmöglichkeiten stark beschränkt (AA 8.8.2022). Ein eigenständiges 
Ministerium für Menschenrechte wurde im Jahr 2015 wieder eingerichtet. Die ständigen 
Ausschüsse des Senats und der Nationalversammlung für Recht, Justiz, Minderheiten und 
Menschenrechte führen Anhörungen zu einer Reihe von Menschenrechtsproblemen durch 
(USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 
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https://www.ecoi.net/en/file/local/2077279/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCb
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_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Pakistan_%28Stand_Juni
_2022%29%2C_08.08.2022.pdf, Zugriff 18.8.2022 

 AI - Amnesty International (29.3.2022): Amnesty International Report 2021/22; Zur weltweiten 
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Zugriff 2.9.2022 

 EASO - European Asylum Support Office (10.2021): Pakistan Security Situation, 
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2021.pdf, Zugriff 2.9.2022 
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Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Opposition 

Letzte Änderung 2023-07-20 14:59 
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Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sind durch die Verfassung gewährleistet, können 
aber aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eingeschränkt werden (AA 
8.8.2022). Die Regierung schränkt diese Rechte auch faktisch ein (USDOS 20.3.2023).  Dies 
äußert sich teilweise in der Anordnung von Sicherheitsverwahrung oder durch Gewalteinsatz 
der Polizei gegenüber Demonstranten (AA 8.8.2022). 

2021 gab es zahlreiche Berichte zu Zusammenstößen und hartem Vorgehen bei Protesten mit 
der und durch die Polizei (HRCP 2022). In einer Medienstudie (inkl. soziale Medien) registrierte 
die pakistanische Menschenrechtsorganisation HRCP 503 Demonstrationen bzw. 
Protestserien zwischen Jänner 2021 und März 2022, die meisten in Khyber Pakhtunkhwa. Von 
diesen wurden 273 - 54 Prozent - ohne Reaktion des Staates abgehalten. Bei 80 reagierte der 
Staat positiv mit Verhandlungen, bei 61 kam es zu Gewalt. In den meisten Fällen ging die 
Gewalt dabei vom Staat aus. Die Fälle, wo die Gewalt von den Demonstranten ausging, 
betrafen in erster Linie die Tehreek-e-Labbaik Pakistan, TLP. Die Fälle, in denen die 
Sicherheitskräfte zu Gewalt griffen, betrafen eher große Demonstrationen, die größeren Städte 
bzw. Fälle, wo die Demonstranten in die Roten Zonen [Anm. Regierungsviertel] der 
Hauptstädte marschiert sind (HRCP 2023). 

Den Ahmadi-Muslimen wird es im Allgemeinen untersagt, Konferenzen und Versammlungen 
abzuhalten. Des Weiteren führt das Versäumnis der Regierung, Angriffe Dritter auf friedliche 
Demonstranten und Menschenrechtsverteidiger zu untersuchen und strafrechtlich zu 
verfolgen, faktisch ebenfalls zu Einschränkungen der Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit. So erhält der jährliche Aurat-Frauen-Marsch Drohungen von 
Extremisten. Er wird zwar von Sicherheitsmaßnahmen begleitet, doch viele Organisationen 
nehmen aufgrund der direkt gegen sie gerichteten Drohungen nicht mehr teil. Außerdem 
folgten in den letzten beiden Jahren im Nachhinein Blasphemie-Anzeigen gegen 
Organisatoren durch extremistische Gruppen (USDOS 20.3.2023). Die Gefahr terroristischer 
Anschläge schränkt diese Rechte ebenfalls ein, da der Staat nicht immer in der Lage oder 
willens ist, angemessenen Schutz zu gewähren. Insgesamt bleibt der Raum für eine öffentlich-
kritische Debatte weiter eingeschränkt (AA 8.8.2022). 

Während einerseits die Vereinigungsfreiheit oft eingeschränkt wird, kommt es andererseits 
auch zu deren Missbrauch. Illegale militante und extremistische Gruppierungen und 
gewaltbereite Führungsfiguren setzen ihre Aktivitäten oftmals trotz offiziellen Verbots und 
aufgrund fehlenden politischen Willens zur Durchsetzung der Verbote fort (AA 8.8.2022).  

Das Recht der Arbeitnehmer, Gewerkschaften zu gründen, ist gesetzlich festgelegt und die 
Verfassung garantiert das Recht auf Kollektivverhandlungen und Streik. Diese Schutzrechte 
werden allerdings nicht stark durchgesetzt. Ungefähr 70 Prozent der Arbeitskräfte sind im 
informellen Sektor tätig, wo Gewerkschaften und rechtlicher Schutz minimal sind. Dessen 
ungeachtet werden regelmäßig Streiks und Arbeiterproteste abgehalten. Oft führen diese zu 
Zusammenstößen mit der Polizei (FH 2023). Auch Berufsverbände, wie die Anwalts- und 
Ärzteverbände, organisieren sich häufig zu Protesten, um Forderungen durchzusetzen. Der 
Erfolg ist allerdings meist begrenzt (BS 25.2.2022). 

Die Regierung wendet in Khyber Pakhtunkhwa die West-Pakistanische Verordnung zur 
Aufrechterhaltung des Friedens sowie Abschnitt 144 des Strafgesetzbuches aus der Ära der 
britischen Kolonialherrschaft weniger häufig als früher an. Diese Regeln ermöglichen es den 
Behörden, die langjährige Praxis der Aussetzung des Versammlungs- und Rederechts in den 
neu zusammengelegten Gebieten (ehemalige Federally Administered Tribal Areas, FATA) 
fortzusetzen. Auch im Jahr 2022 wurde von mehreren Protesten in den Gebieten berichtet 
(USDOS 20.3.2023). 

Die Behörden stören außerdem weiterhin die Aktivitäten der Pashtun Tahafuz Movement 
(Pashtun Protection Movement - PTM), die ihre Anhänger gegen die Gewalt in den 
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paschtunischen Gebieten mobilisiert. In der Vergangenheit lösten die Sicherheitsbehörden 
Demonstrationen auf, verhafteten Teilnehmer und Aktivisten, unterbanden 
Medienberichterstattung und klagten Führungspersonen und Demonstrationsteilnehmer 
wegen Staatsgefährdung u.a. vor einem Anti-Terrorismus-Gericht an. Das Militär verdächtigt 
Berichten zufolge die Führung der PTM, gegen den Staat zu agieren und Verbindungen zum 
indischen Geheimdienst zu unterhalten, was die PTM bestreitet (FH 2022). Allerdings hat das 
Interesse an der inzwischen durch interne Konflikte geschwächten Organisation stark 
nachgelassen. Dennoch kommt es immer wieder zu Verhaftungen ihrer Führer und exponierter 
Personen [siehe dazu Kapitel Paschtunen] (AA 8.8.2022). 

Opposition 

Politische Parteien können weitgehend frei operieren. Jedoch üben Militär und Geheimdienste 
Druck auf unliebsame Parteien aus, in der Regel auf die Opposition (AA 8.8.2022). Mehrere 
große Parteien, zahlreiche kleinere Parteien und Unabhängige nehmen an den Wahlen teil 
und sind im Parlament und in den Provinzparlamenten vertreten. Auch stellen Parteien, die 
auf nationaler Ebene in der Opposition sind, Regierungen auf Provinzebene oder haben in den 
Provinzparlamenten einen signifikanten Anteil an Sitzen. Allerdings wird derzeit das Militär als 
mächtiger angesehen als die gewählten Politiker, und als fähig, die Wahlen zu beeinflussen 
(FH 2023). Die letzten drei nationalen Wahlen haben jeweils zu einem Wechsel von einer 
Oppositionspartei in die Regierung geführt (FH 2022). 

Politische Auseinandersetzungen werden mitunter auch mit Gewalt ausgetragen (AA 
8.8.2022). Das vage und übermäßig weit gefasste Volksverhetzungsgesetz wird öfters auch 
gegen politische Gegner eingesetzt (HRW 12.1.2023). Die vormalige Regierung verfolgte eine 
Tendenz zur selektiven Strafverfolgung von prominenten Oppositionspolitikern (AA 28.9.2021; 
vgl. HRW 13.1.2022, AA 8.8.2022). Unter der neuen Regierung werden allerdings weiterhin 
verstärkt Korruptionsfälle gegen Mitglieder der nunmehrigen Opposition geführt, seltener 
gegen Mitglieder der Regierungskoalition [zu Korruptionsermittlungen gegen Regierung und 
Opposition siehe auch die Kapitel Politische Lage sowie Korruption] (USDOS 20.3.2023).  

In einem Misstrauensvotum gelang es einer Allianz der Opposition, Premierminister Imran 
Khan im April 2022 abzusetzen und den vormaligen Oppositionsführer, Shabaz Sharif, in der 
Nationalversammlung zum neuen Premierminister zu wählen (Zeit Online 11.4.2022). Der 
abgesetzte Premierminister rief die Abgeordneten seiner Partei, der Pakistan Therek-Insaf, 
PTI, aus Protest zum Rücktritt aus der Nationalversammlung auf (TET 14.4.2022). Mit der 
Verlegung der Oppositionsarbeit vom Parlament auf die Straße versucht Khan eine 
Massenopposition aufzubauen, um vorgezogene Neuwahlen zu erzwingen (ICG 27.12.2022). 
Im unmittelbaren Zusammenhang mit dem von Imran Khan im Mai 2022 ausgerufenen 
Oppositionsmarsch auf Islamabad kam es zu rechtsstaatlich fragwürdigen Polizei-
Interventionen und temporären Verhaftungen von Oppositionsanhängern - vor allem der PTI 
(AA 8.8.2022). 

Nachdem in Folge der Verhaftung von Khan im Mai 2023 Regierungsgebäude und 
Militäreinrichtungen, inkl. das Hauptquartier, bei Ausschreitungen von Demonstranten 
angegriffen worden waren, wurden Tausende Anhänger Khans in Haft genommen, darunter 
reihenweise Führungspersonen der PTI (Guardian 19.5.2023). Die meisten Verhafteten 
wurden seitdem wieder freigelassen (Reuters 26.6.2023). Die freigelassenen 
Führungspersonen erklärten öffentlich den Austritt aus der Partei [zu den weiteren 
Entwicklungen um die PTI siehe Kapitel Politische Lage] (Reuters 6.6.2023) . 

Es wird außerdem berichtet, dass das Militär Druck auf die Medien ausübt, in ihrer 
Berichterstattung Khan keine Bühne mehr zu geben. Sein Name wird nur noch selten erwähnt 
(SZ 13.6.2023). 
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Bewegungsfreiheit 

Letzte Änderung 2023-04-12 15:57 

Per Gesetz sind die Bewegungsfreiheit im Land sowie ungehinderte internationale Reisen, 
Emigration und Repatriierung gewährleistet. Diese Rechte werden allerdings eingeschränkt 
(USDOS 12.4.2022). Die Behörden beschränken aus Sicherheitsbedenken regelmäßig interne 
Bewegungen bzw. Reisen in einigen Teilen des Landes (FH 2022). So ist der Zugang zu 
bestimmten Gebieten der ehemaligen FATA und Belutschistans - aufgrund von 
Sicherheitsbedenken - eingeschränkt. Für Reisen in Gebiete, die als sensibel eingestuft 
werden, ist ein beglaubigtes "No-Objection-Certificate" notwendig (USDOS 12.4.2022). 
Innerhalb sensibler Gebiete ist die Bewegungsfreiheit auch durch Checkpoints eingeschränkt 
(HRCP 2022). In den Wochen vor und während der Gedenkfeierlichkeiten zum schiitischen 
Trauermonat Muharram werden außerdem die Bewegungs- und Reisefreiheit sowie die 
Aktivitäten von gelisteten Klerikern unterschiedlicher Sekten eingeschränkt, denen 
Aufwiegelung von konfessionell motivierten Spannungen vorgeworfen wird. Es wird 
angegeben, damit Gewalt vermeiden zu wollen (USDOS 2.6.2022). 

Das Hauptinstrument zur Einschränkung von Auslandsreisen ist die Exit Control List (ECL), 
die namentlich genannte Personen von der Nutzung der offiziellen Ausreisepunkte des Landes 
ausschließt (FH 2022). Personen auf der ECL ist es verboten, ins Ausland zu reisen. Diese 
Liste soll Personen, welche in staatsfeindliche Aktivitäten und Terrorismus involviert sind oder 
in Verbindung zu einer verbotenen Organisation stehen bzw. jene, gegen die ein 
Strafverfahren vor höheren Gerichten anhängig ist, von Auslandsreisen abhalten (USDOS 
12.4.2022; vgl. DFAT 25.1.2022). Regelmäßig wird die ECL allerdings als Mittel zur Kontrolle 
Andersdenkender eingesetzt (FH 2022). Laut Zivilgesellschaft befinden sich auch 
Menschenrechtsverteidiger und Kritiker der Regierung und des Militärs auf der Liste. Es ist 
möglich, vor Gericht Einspruch zu erheben und seinen Namen streichen zu lassen (USDOS 
12.4.2022). Für Personen, die auf der Liste stehen, ist es schwierig, aber nicht unmöglich, z.B. 
über illegale Wege das Land zu verlassen (DFAT 25.1.2022). 

Regierungsangestellte und Studenten müssen laut Richtlinien vor Reisen ins Ausland ein 
sogenanntes No-Objection-Certificate einholen, doch von Studenten wird dies selten 
tatsächlich verlangt (USDOS 12.4.2022). 

Ausweichmöglichkeiten 

Interne Migration ist weit verbreitet und üblich. Große Städte, wie Karatschi, Islamabad und 
Lahore haben eine ethnisch und religiös diverse Bevölkerung und bieten für jene Menschen 
eine gewisse Anonymität, die vor Gewalt durch nicht-staatliche Akteure fliehen (DFAT 
25.1.2022; vgl. AA 8.8.2022). Es gibt zahlreiche große Städte mit einer Bevölkerungsgröße 
von 1 bis 16 Millionen. Karatschi ist die zwölftgrößte Stadt der Welt und ethnisch besonders 
divers (UKHO 6.2020). 
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Schiiten sind über das ganze Land verteilt, und es gibt große schiitische Gemeinschaften in 
den großen Städten (UKHO 7.2021). Angehörige der schiitischen Minderheit der Hazara leben 
in Pakistan beinahe ausschließlich in der Provinz Belutschistan, die meisten in Quetta (AA 
8.8.2022). Einige weitere Gemeinschaften finden sich insbesondere in den großen Städten, 
wie Karatschi. Diese können in der Einschätzung des britischen Innenministeriums je nach 
individuellen Umständen eine Ausweichmöglichkeit ergeben (UKHO 7.2022). Die Minderheit 
ist allerdings aufgrund ihrer zentralasiatischen Abstammung leicht zu identifizieren. Nach 
Einschätzung des deutschen Auswärtigen Amtes sind inländische Ausweich- oder 
Fluchtmöglichkeiten zwar nicht grundsätzlich auszuschließen, erscheinen aber im Falle der 
Hazara aus Belutschistan deutlich beschränkt (AA 8.8.2022).  

Ahmadis bietet ein Umzug nach Rabwah, ihrem religiösen und administrativen Zentrum, nach 
Einschätzung des deutschen Auswärtigen Amtes einen erheblichen Schutz vor Repressionen, 
weil sie dort weitgehend unter sich sind, auch wenn sie für ihre Gegner sichtbar sind (AA 
8.8.2022). Rabwah erlaubt damit einen größeren Grad an Freiheit, doch durch die große 
Anzahl an Ahmadis ist sie auch ein Ziel für ihre Gegner (UKHO 9.2021). Für Ahmadis besteht 
ebenso die Möglichkeit, in den Schutz größerer Städte zu fliehen, falls es sich nicht um 
Menschen handelt, die überregional bekannt geworden sind. Dies sehen auch Vertreter 
unabhängiger pakistanischer Menschenrechtsorganisationen als grundsätzliche 
Ausweichmöglichkeit (AA 8.8.2022). Die staatlichen Gesetze betreffend der Ahmadiyya-
Glaubensauslegung allerdings gelten in ganz Pakistan und damit auch in Rabwah (UKHO 
9.2021). 

Verfolgte Angehörige der christlichen Minderheit haben generell Ausweichmöglichkeiten in 
andere Landesteile - abgesehen von Fällen, die überregional bekannt geworden sind (AA 
8.8.2022). 

Für Angehörige aller Gruppen gilt, dass ein Ausweichen oft das Aufgeben der bisherigen 
wirtschaftlichen Basis mit sich bringt (AA 8.8.2022). Die Möglichkeit, in einer neuen Umgebung 
Fuß zu fassen, hängt von finanziellen Mitteln sowie familiären, tribalen und/oder ethnischen 
Netzwerken ab. Für alleinstehende Frauen ist es schwierig, umzusiedeln (DFAT 25.1.2022).  

Alle größeren Städte sind mit Autobahnen verbunden. Die Hauptbahnroute verläuft mehr als 
1.600 Kilometer quer durchs Land von Karatschi nach Peschawar, via Lahore und Rawalpindi. 
Eine weitere Hauptbahnlinie verläuft nordwestlich von Sukkur nach Quetta. Die 
Hauptflughäfen sind Karatschi, Lahore, Rawalpindi, Quetta und Peschawar (EB 6.1.2023; vgl. 
UKHO 6.2020). 
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Registrierungswesen 

Letzte Änderung 2023-04-12 15:58 

Ein dem deutschen vergleichbares Meldewesen existiert nicht, und es ist kein zentrales 
Personenstandsregister vorhanden. Es gibt keine zentralen Informations- oder 
Fahndungsregister, nur regionale in den jeweiligen Provinzen sowie Bundesbehörden - und 
auch diese werden unvollständig bestückt. Haftbefehle werden nur eingetragen, wenn 
ausdrücklich erbeten, was oftmals nicht geschieht. Es gibt ein Datensystem der Bundespolizei 
FIA, worin ebenfalls Personen aufgenommen werden können, die bei der Ausreise überprüft 
oder festgenommen werden sollen (AA 8.8.2022). 

Identitätskarten (NIC) sind verpflichtend vorzuweisen, um Dokumente (z.B. Führerschein, 
Reisepass) zu erhalten, ein Bankkonto zu eröffnen, sich als Wähler registrieren zu lassen, 
Wohnungen zu kaufen oder einer legalen Anstellung nachzugehen. Identitätskarten werden 
allen Bürgern ab dem 18. Lebensjahr auf Antrag ausgestellt. Die für die Ausstellung zuständige 
Behörde ist die National Database and Registration Authority (NADRA). Beim 
Registrierungsprozess werden auch Daten wie die Religionszugehörigkeit sowie die 
permanente und temporäre Adresse erhoben. Die Computerised National Identity Cards 
(CNIC) sollen allmählich durch die Smart National Identity Card (SNIC) ersetzt werden. Derzeit 
sind beide gültig (DFAT 25.1.2022). 95 Prozent aller erwachsenen Pakistani sind laut Angaben 
der NADRA mit den Identitätskarten registriert (BRG 11.2.2022). 2022 berichteten Medien 
allerdings, dass in mehreren Tausend Fällen ausländische Staatsbürger - überwiegend 
Afghanen - durch Betrug eine CNIC erlangen konnten (BRG 14.10.2022; vgl. Samaa TV 
11.10.2022, Dawn 20.12.2022).  
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Für im Ausland lebende pakistanische Staatsbürger ist es möglich, bei der NADRA online eine 
"National Identity Card for Overseas Pakistanis" zu beantragen (DFAT 25.1.2022; vgl. NADRA 
o.D.a). 

Unter-18-Jährige können eine Juvenile Card beantragen (NADRA o.D.b). Geburten können 
bei der NADRA oder den dafür zuständigen lokalen Behörden der Provinzregierungen, meist 
sind dies Union Councils in Kooperation mit der NADRA, registriert und dementsprechend 
Geburtsurkunden ausgestellt werden (CSC 1.2021). Spitäler stellen automatisch 
Geburtsurkunden für die bei ihnen geborenen Kinder aus. Außerhalb der Spitäler gibt es 
keinen automatischen Geburtenregistrierungsprozess, und es gibt keine zentrale Datenbank. 
UNICEF schätzte 2019, dass 60 Millionen Kinder in Pakistan nicht registriert sind (DFAT 
25.1.2022). Der Demographic and Health Survey 2017-18 ergab, dass 57,8 Prozent aller 
Unter-5-Jährigen nicht registriert sind (UniB 16.7.2021). 

Die Proof of Registration Card (PoR), der Identitätsnachweis der circa 1,4 Millionen durch 
Pakistan registrierten afghanischen Flüchtlinge, wird ebenfalls durch die NADRA ausgestellt. 
Über-5-Jährige erhalten eine eigene Karte, Unter-5-Jährige werden bei den Eltern vermerkt. 
Im Rahmen des DRIVE-Programms führt die NADRA mit Unterstützung des UNHCR eine 
aktualisierte Registrierung durch und stellt dabei allen PoR-Karten Besitzern neue, 
biometrische Smartcards aus (TRAFIG 31.8.2021; vgl. UNHCR 14.1.2022a). 

Die Provinzen Belutschistan, Khyber Pakhtunkhwa, Punjab und Sindh sowie das 
Hauptstadtterritorium Islamabad haben ein System für die Registrierung von Mietern, 
Hotelgästen bzw. temporären Bewohnern. Die Mieterregistrierung ist verpflichtend und findet 
auf der lokalen Polizeistation statt (IRB 23.1.2018; vgl. UKHO 6.2020, PKM o.D.). Zweck 
dieser "Information of Temporary Residents Acts" ist es, die Möglichkeiten für Terroristen, 
Wohnungen, Hotelzimmer und Unterkünfte zu mieten, zu vermindern. Bei Mietverträgen ist es 
die Pflicht des Mieters oder Vermieters, der Polizei zusammen mit dem Mietvertrag 
vollständige Angaben über den Mieter zu machen. Hotels und Hostels sind verpflichtet, 
Informationen über ihre Gäste für die Polizei jederzeit einsehbar zu halten. Nach Razzien 
wurden wegen einer Nicht-Einhaltung dieser Vorschriften mitunter Strafen verhängt. 
Insgesamt wird das Mietermeldesystem allerdings nicht breit umgesetzt, und nur wenige 
Personen registrieren ihre Mietübereinkünfte bei den Behörden (IRB 23.1.2018). Die 
Einführung der verpflichtenden Meldung bei der Polizei und die Androhung hoher Strafen hat 
allerdings z.B. dazu geführt, dass Immobilienbesitzer im Punjab und in Islamabad zögerlich 
wurden, an Afghanen zu vermieten. Verstärkt wurde dies, nachdem durch den Nationalen 
Aktionsplan gegen Terrorismus Untersuchungen gegen die pakistanischen Hausbesitzer 
durchgeführt wurden (TRAFIG 31.8.2021). 
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Grundversorgung 

Versorgungssicherheit bei Nahrungsmitteln und Wohnraum 

Letzte Änderung 2023-04-12 16:02 

Armut 
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Das solide Wirtschaftswachstum trägt dazu bei, dass das hohe Bevölkerungswachstum nicht 
wie in anderen südasiatischen Ländern zu einem hohen Anteil an absoluter Armut geführt hat. 
Dennoch lebt ein bedeutender Anteil der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze (EB 
30.1.2023). In den vergangen zwei Jahrzehnten konnte Pakistan die Armut deutlich reduzieren 
und mehr als 47 Millionen Pakistanern ermöglichen, zwischen 2001 und 2018 der Armut zu 
entkommen (TWB 7.10.2022). Die COVID-19-Pandemie und Maßnahmen zur sozialen 
Distanzierung hatten tiefgreifende Auswirkungen auf die Haushaltseinkommen und haben 
vorübergehend zu mehr Armut geführt (TWB 10.2022). Laut dem Bertelsmann 
Transformations Index lebten 2020 geschätzt 24,3 Prozent der Bevölkerung unterhalb der 
Armutsgrenze und 38,4 Prozent waren von multidimensionaler Armut nach den Kriterien des 
UNDP betroffen (BS 25.2.2022). Im letzten Human Development Index 2021/22 von UNDP, 
der 191 Staaten umfasst und Fortschritte in den Bereichen Gesundheit, Bildung und 
Einkommen im internationalen Vergleich misst, liegt Pakistan auf Rang 161 (UNDP 8.9.2022). 

Verschärft wird die Situation durch einen scharfen Kontrast zwischen der relativen Prosperität 
der industrialisierten Regionen um Karatschi und Lahore und der Armut in den semi-ariden 
Gebieten in Belutschistan und Khyber Pakhtunkhwa (EB 30.1.2023). So gibt UNDP die 
Armutsrate für Belutschistan und in den Newly Merged Districts von Khyber Pakhtunkhwa 
(ehemalige FATA) mit 70 Prozent an. Im Vergleich dazu weisen die reichsten Bezirke 
Pakistans im Norden und in der Mitte des Punjabs eine Armutsrate von unter 10 Prozent auf 
(UNDP 6.4.2021). 

Ernährungssicherheit 

Pakistan ist eine überwiegend agrarisch geprägte Gesellschaft und aus verschiedenen 
Gründen von Ernährungsunsicherheit bedroht. Um die Diskrepanz zwischen Angebot und 
Nachfrage bei Grundnahrungsmitteln zu überbrücken, muss Pakistan regelmäßig u.a. Weizen 
und verschiedene Hülsenfrüchte importieren, was eine ernste Ursache für die 
Nahrungsmittelunsicherheit darstellt (DT 23.1.2023). Die Landwirtschaft wurde im Jahr 2022 
vor allem durch die Auswirkungen der verheerenden Überschwemmungen schwer getroffen.  
Über 1,4 Million Hektar Anbaufläche fielen den Fluten zum Opfer (siehe hierzu Unterkapitel 
"Flutkatastrophe 2022") (UNHCR 5.10.2022), über 1,1 Million Nutztiere wurden getötet (IOM 
12.1.2023). 

Die Inlandspreise für Grundnahrungsmittel wie Weizenmehl, Reis, Speiseöl, Hülsenfrüchte, 
Milch und Fleisch sind seit Jänner 2022 gestiegen (TET 29.12.2022). Ein durchschnittlicher 
pakistanischer Haushalt wendet 50,8 Prozent seines monatlichen Einkommens für 
Nahrungsmittel auf (WFP o.D.). Steigende Lebensmittel- und Energiepreise haben die reale 
Kaufkraft vieler Haushalte geschmälert und arme und gefährdete Haushalte 
unverhältnismäßig stark betroffen (TWB 10.2022). Auch die Flutkatastrophe 2022 hatte 
Auswirkungen auf die Nahrungsmittelpreise. Ein Vergleich des World Food Program zwischen 
den Nahrungsmittelpreisen vor der Flut und nach der Flut zeigen hohe Preissteigerungen. So 
stieg der Preis für Weizenmehl um 32 Prozent, für Tomaten um 138 Prozent und Kartoffeln 
um 45 Prozent (IOM 12.1.2023). Die Inflation erreichte mit 31,5 Prozent im März 2023 den 
höchsten Wert seit 1975 (UNHCR 9.3.2023). 

Die Ernährungsunsicherheit wirkt sich auf Frauen, Kinder und ländliche Haushalte aus, was 
zu sozio-ökonomischen Ungleichheiten führt und einen Anstieg der Zahl der Haushalte, die 
unter Ernährungsunsicherheit leiden, verursacht (TOI 21.10.2022). 18 Prozent der Kinder 
unter 5 Jahren leiden an akuter Mangelernährung, 40 Prozent sind unterentwickelt und 29 
Prozent untergewichtig. Es gibt auch eine starke Korrelation zwischen dem Bildungsniveau 
von Mädchen und allen Formen der Unterernährung, wobei generell der Zugang von Mädchen 
zu Bildung eine Herausforderung bleibt - insbesondere in Gebieten, die an Afghanistan 
grenzen, und in Belutschistan. Außerdem sind aufgrund sozialer und kultureller Normen und 
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Praktiken Frauen und Mädchen mit Schwierigkeiten beim Zugang zu humanitärer 
Unterstützung konfrontiert (WFP o.D.). 

Von starker Unsicherheit bei der Lebensmittelversorgung betroffen waren laut einer staatlichen 
Studie während des Ausbruchs der COVID-19-Pandemie 2020 10 Prozent der Haushalte 
gegenüber 3 Prozent bei der letzten Erhebung von 2018/2019; von einer moderaten 
Versorgungsunsicherheit betroffen waren 30 Prozent im Vergleich zu 13 Prozent davor. 60 
Prozent der Haushalte konnten ihre Versorgungssicherheit beibehalten (PBS o.D.b). Die 
damalige Regierung reagierte auf die Krise mit der Einführung des Ehsaas Emergency Cash 
Programme im April 2020 (WFP 1.2.2022). Etwa 15-16 Prozent der pakistanischen 
Bevölkerung leben aufgrund der Überschwemmungen und verfehlten politischen Maßnahmen 
unter akuter Ernährungsunsicherheit (TOI 21.10.2022). 

Wohnraum 

Pakistan ist mit einer kritischen Wohnraumknappheit konfrontiert. Das 
Bevölkerungswachstum, die Abwanderung aus ländlichen Gebieten und der Verfall 
bestehender Wohnhäuser führen zu einer zunehmenden Knappheit in städtischen Gebieten. 
Ein großes Problem ist die Qualität der vorhandenen Wohnungen. Die Hälfte aller städtischen 
Haushalte ist überbelegt oder besteht aus informellen Siedlungen mit unzureichendem Zugang 
zu grundlegender Infrastruktur und Dienstleistungen. Reguläre Wohnungen sind für den 
Großteil der Bevölkerung unerschwinglich und befinden sich hauptsächlich im Besitz von 
Männern (WBB 11.3.2022). Die Mehrheit des Wohnraums findet sich in Slums, meist in 
informellen Siedlungen. 30 bis 50 Prozent der Stadtbewohner leben nach Schätzungen in 
Slums. Laut UNHABITAT sind andererseits 74 Prozent der Stadtbewohner auch Eigentümer 
ihrer Unterkunft und Städte mit einem großen Anteil an Staatsdienern, wie Islamabad, 
verfügen über einen großen Anteil an mietfreiem oder stark subventioniertem Wohnraum 
(UKHO 6.2020). 

Konkret wird der Mangel auf 12 Millionen Wohneinheiten geschätzt, wobei der Bedarf im 
Vergleich zum Angebot weiterhin hoch bleibt. Die Regierung hat Maßnahmen eingeführt, um 
die Möglichkeit der Finanzierung speziell für niedrig- bis mittelpreisige Wohneinheiten zu 
verbessern. Die Förderungen wurden erhöht, Regelungen für die Vergabe von Finanzierungen 
gelockert und die Dauer für die Rückzahlung verlängert (TET 27.2.2022). 

IOM berichtet, dass in Großstädten Wohnungen und Einzelhäuser zwar leicht verfügbar sind, 
aber die Miet- und Nebenkosten, insbesondere für Strom und Gas, sehr hoch sind. In 
ländlichen Gebieten und am Stadtrand kleinerer Städte sind allerdings 
Wohnungsmöglichkeiten nicht nur kostengünstig, sondern auch zahlreich vorhanden (IOM 
2021). 

Durch die Flut 2022 wurden mehr als 2,2 Millionen Häuser und 13.100 Kilometer an Straßen 
zerstört (IOM 12.1.2023). 
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Sozialwesen 

Letzte Änderung 2023-04-12 16:03 

Soziale Wohlfahrt 

Pakistan unterhält einige Programme für soziale Wohlfahrt, die auf das Bereitstellen eines 
rudimentären sozialen Sicherheitsnetzes für die Bürger ausgerichtet sind. Staatliche Schulen 
und Krankenhäuser bieten eine hoch subventionierte Bildung und Gesundheitsversorgung und 
Einrichtungen wie Pakistan Bait-ul-Mal (PBM) [Anm.: eine von der Regierung gegründete 
Sozialorganisation] verteilen wohltätige Beträge, die über Steuern eingenommen werden. 
Doch die Versorgung mit effektiven öffentlichen Dienstleistungen ist aufgrund ernster 
Kapazitätsengpässe schwach (BS 25.2.2022). Die staatlichen Sozialsicherungssysteme sind 
schwach entwickelt und völlig unterfinanziert (BMZ o.D.), obwohl Pakistan auf eine lange 
Geschichte von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung zurückblicken kann. Das anhaltend hohe 
Armutsniveau zeigt jedoch die Unzulänglichkeit dieser Maßnahmen, die vor allem auf eine 
begrenzte Reichweite und mangelhafte Umsetzung zurückzuführen sind. Zwar gibt die 
pakistanische Regierung etwa 2 Prozent ihres BIP für Programme zur Armutsbekämpfung aus, 
doch ist dies wesentlich weniger als in Nachbarländern wie Indien oder Sri Lanka (CDDRL 
6.6.2022). Die Notwendigkeit von Investitionen u.a. in Bildung, berufliche Entfaltung und 
soziale Absicherung wird den pakistanischen Eliten allerdings immer mehr bewusst (BMZ 
o.D.). 

Während ernste Herausforderungen weiterhin bestehen, gibt es auch Fortschritte im Bereich 
der öffentlichen sozialen Wohlfahrt. Das 2008 eingeführte Benazir Income Support Program 
(BISP) ist ein auflagenfreies Geldtransferprogramm zur Armutsreduktion, das auf Frauen 
fokussiert ist. Die Regierung hat als Erweiterung des BISP das Ehsaas Programm eingeführt 
(BS 25.2.2022). Diese Initiative der pakistanischen Regierung wurde 2019 gegründet und zielt 
als größtes Armutsbekämpfungsprogramm der Regierung (IOM 22.3.2023) darauf ab, die 
Armut zu lindern und den sozialen Wohlstand im Land zu verbessern (EP 2022). Sie bietet 
eine Reihe von Dienstleistungen für bedürftige Pakistaner an, darunter bedingungslose 
Bargeldtransfers, gezielte Subventionen und eine bessere Versorgung mit Gesundheits- und 
Nahrungsmitteln (CDDRL 6.6.2022). Ehsaas verstärkt das BISP, indem es die Kriterien zur 
Anspruchsberechtigung erweitert hat und somit mehr Menschen mit einschließt (WFP 
1.2.2022). Im Rahmen des Ehsaas Programms stellt das BISP nun nur noch eine von 34 
Einheiten dar (TET 11.7.2021; vgl CDDRL 6.6.2022). Als Schirmorganisation führt Ehsaas alle 
verschiedenen Bereiche der Armutsbekämpfung auf Bundes- und Provinzebene in mehreren 
Ministerien unter einer Strategie und Institution zusammen. Die Ehsaas-Strategie verfolgt 
einen gesamtstaatlichen Ansatz zur Armutsbekämpfung. Dabei werden die verschiedenen 
bestehenden Programme, die ursprünglich nicht unbedingt unter die Armutsbekämpfung fielen 
(z.B. Zakat) gebündelt, und auch Änderungen zur Armutsbekämpfung eingeleitet. Insgesamt 
ist die Anzahl der Programme auf mehr als 292 Einzelmaßnahmen angewachsen (CDDRL 
6.6.2022).  

  CDDRL 6.6.2022 
Derzeit gibt es drei große Geldtransferprogramme, die vom BISP als 
Durchführungsorganisation umgesetzt werden (CDDRL 6.6.2022). Weitere Leistungen 
umfassen Subventionen für Nahrungs- und Haushaltsartikel (Ehsaas Rashan Programm), 
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finanzielle Unterstützung in Form von Darlehen (Ehsaas Amdan Program/Ehsaas Loan 
Program), Nahrungsmittelhilfen für Mütter und Kinder (Ehsaas Nashonuma Program), 
Rentenleistungen (Ehsaas Buzurg Program) und Stipendien (Ehsaas Scholarship Program) 
(ENP 6.2.2023). Das Programm Ehsaas Waseela Taleem zielt darauf ab, Kindern aus 
benachteiligten Verhältnissen kostenlose Bildung zu ermöglichen. Das Programm soll bis zu 
1,5 Millionen Kindern in ganz Pakistan den Zugang zu hochwertiger Bildung ermöglichen, 
wobei der Schwerpunkt auf Kindern in ländlichen und unterversorgten Gebieten liegt (EP 
6.2.2023). Buben erhalten in der Primarstufe 1.500 PKR [Anm.: ca. 17 Euro], in den 
Sekundarstufen 2.500 PKR [Anm.: ca. 28 Euro], Mädchen jeweils 500 PKR [Anm.: ca. 6 Euro] 
mehr. Für die höheren Stufen erhöhen sich die Beihilfen. So erhielten 2021 nach offiziellen 
Angaben eine Million Schüler der Grundschule, 500.000 der Sekundarstufe und 225.000 
Schüler der höheren Schulstufen diese Beihilfe (TET 19.7.2021). Ein anderes Programm 
beinhaltet eine monatliche Zahlung von 2.000 PKR [Anm.: ca. 10 Euro] an ärmere Familien 
mit einem behinderten Familienmitglied. Es umfasst 2 Millionen Familien. Im Rahmen der 
Ehsaas-Strategie erhielten während der COVID-19-Pandemie etwa 15 Millionen pakistanische 
Haushalte (100 Millionen Bürger) jeweils 12.000 PKR [Anm.: ca. 134 Euro] (TET 11.7.2021). 

Mit Abschluss der Entwicklung der nationalen sozio-ökonomischen Registrierung können nun 
Daten zu den sozialen Bedingungen erhoben und auf deren Grundlage die 
Förderungswürdigkeit bestimmt werden. Das Sozialregister ermöglicht eine dynamische 
Aufnahme, jeder kann sich jederzeit in ein Sozialregister eintragen lassen (BISP o.D.). Die 
Erhebung der Bedürftigkeit und Anspruchsberechtigung geschieht über die Bürgerkarte der 
NADRA (PPI o.D.). Die Geldtransferprogramme sind ein wichtiges Mittel zur Armutsreduktion, 
auch wenn ihre Nachhaltigkeit Fragen offenlässt. Das Ehsaas-Programm stellt eine 
bedeutende Ausdehnung des Benazir Bhutto Income Program dar, das auf ganz Pakistan 
angewendet wird. Es ist damit eine signifikante Erweiterung des Systems der sozialen 
Wohlfahrt, doch Verbesserungen in anderen Formen der Wohlfahrt bleiben begrenzt (BS 
25.2.2022). 

Laut IOM sind alle Sozialprogramme (Obdachlosenunterkünfte, Nahrungsmittelverteilung) mit 
Ausnahme der Krankenversicherung Sehat Insaaf aufgrund der unsicheren politischen und 
wirtschaftlichen Lage von einer Unterbrechung bedroht (IOM 22.3.2023).  

Leistungen der Sozialversicherung, staatliche Altersversorgung  

Pakistan hat nur zwei Rentensysteme, die gerade einmal drei Millionen der 15 Millionen älteren 
Menschen des Landes erreichen (HA 18.2.2021). Mitarbeiter der Bundes- und 
Provinzregierungen, der Regierung von Azad Jammu & Kaschmir, der Streitkräfte und der 
halbstaatlichen / autonomen Einrichtungen sind rentenberechtigt (IOM 2021). Alle 
Staatsbediensteten erhalten damit bei Eintritt in den Ruhestand eine Pension, ebenso 
Mitarbeiter von Unternehmen, die bei der Employees' Old Age Benefits Institution (EOBI) 
registriert sind (ILO 2019). Die Pensionen von Zivil- und Militärbeamten werden ausschließlich 
aus Steuermitteln finanziert, machen allerdings nur etwa 8 bis 9 Prozent der Personen aus, 
die im Land das Rentenalter erreicht haben (BR 17.10.2022; vgl. IOM 22.3.2023). Alle 
Unternehmen mit mehr als fünf Beschäftigten müssen sich für die EOBI anmelden. In 
Wirklichkeit haben sich jedoch nur 84.000 Arbeitgeber für das System angemeldet, das nicht 
mehr als acht Millionen Menschen erreicht - bei einer Erwerbsbevölkerung von über 70 
Millionen (HA 18.2.2021). Innerhalb des EOBI-Systems basiert die Auszahlung auf den 
Beiträgen der Einzelpersonen. Die Mindestrente für das EOBI-System beträgt derzeit 8.500 
PKR (28,08 Euro) pro Monat. Arbeitnehmer, die nicht im Rahmen der Industrie- und 
Handelskammer arbeiten, profitieren nicht von dem EOBI-Rentensystem (IOM 22.3.2023). 
Pensionsberechtigt sind Männer ab 60 und Frauen ab 55 Jahren mit mindestens 15 
Beitragsjahren (USSSA 3.2019; vgl. HA 18.2.2021). 
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Das Rentensystem bietet den Versicherten oder ihren Hinterbliebenen folgende vier Arten von 
Leistungen: Altersrente oder gekürzte Rente, Hinterbliebenenrente, Invaliditätsrente und 
Altersbeihilfe, wenn ein Arbeitnehmer keinen Anspruch auf Rente hat. Da nur Arbeitskräfte 
des formellen Sektors Anspruch auf Renten haben, kann nur ein kleiner Teil der Bevölkerung 
im fortgeschrittenen Alter die Vorteile des Rentensystems in Anspruch nehmen. Die ältere 
Bevölkerung, die im informellen Sektor arbeitet, bekommt diese 
Sozialversicherungsleistungen nicht (IOM 2021). Einige Altersheime werden in den größeren 
Städten über das staatliche PBM bzw. die Departments für Soziale Wohlfahrt der Provinzen 
betrieben (ILO 2019; vgl. PBM o.D). Bedürftige ältere Personen gehören auch zu den 
Gruppen, die Anspruch auf Leistungen aus dem Zakat-System haben, doch im Allgemeinen 
ist das Sozialsystem für Ältere begrenzt (ILO 2019). 

Pakistan hat auf Ebene der Provinzen Schemen einer Arbeitsunfallversicherung eingeführt. 
Die Abdeckung ist allerdings ebenfalls begrenzt, zum einen aufgrund der Struktur des 
Arbeitsmarktes mit einem hohen Anteil an Arbeitskräften in der informellen Wirtschaft, sowie 
zum anderen durch Anstellungspraktiken, die häufig eine Minderregistrierung oder keine 
Registrierung der Arbeiter aufweisen (ILO 1.9.2021). 

In den Provinzen sind  Employees’ Social Security Institutions (ESSIs) eingerichtet, die mit den 
Arbeitsministerien der einzelnen Provinzen verbunden sind (ADB 2.9.2022; vgl. ILO 2019). Sie 
bieten Renten für die Familien von Arbeitnehmern, die bei Arbeitsunfällen ums Leben 
gekommen sind. Finanziert durch eine zusätzliche Abgabe von 6 bis 7 Prozent der 
Lohnsumme, die vom Arbeitgeber gezahlt wird, bieten die ESSIs Mutterschafts- und 
Krankheitsleistungen, Leistungen bei Invalidität und Verletzungen. Einige Dienstleistungen für 
gering bezahlte Arbeitnehmer in Wirtschaftsunternehmen werden ebenfalls durch die ESSI 
angeboten (ILO 2019). Der Workers’ Welfare Fund (WWF) finanziert u.a. Projekte zur 
Errichtung von Wohnsiedlungen oder zum Bau von Häusern für die Industriearbeiter (WWF 
o.D.) 

Die bestehenden Sozialversicherungssysteme schließen die Beschäftigten in der informellen 
Wirtschaft aus, indem sie nur die Beschäftigten in der formellen Wirtschaft abdecken. Das 
DWCP (Decent Work Country Programme) (2016-22) soll die bestehenden 
Sozialschutzsysteme erweitern und nachhaltiger gestalten. In Zusammenarbeit mit der ILO 
wurde eine Einheit innerhalb des Ehsaas-Programmes eingesetzt (Labour Social Protection 
Expert Group, Mazdoor ka Ehsaas), die an der Einbeziehung der Arbeitskräfte in der 
informellen Wirtschaft in das Sozialversicherungssystem arbeitet (ILO o.D.). 

Pilotprojekte zur Gesundheitsversicherung der ärmeren Bevölkerung wurden in Khyber 
Pakhtunkhwa (KP) und Gilgit-Baltistan (GB) mithilfe der German Development Bank (KfW) 
umgesetzt und auf ganz Pakistan ausgedehnt. Es ist damit eines der weltweit größten 
Gesundheitsversicherungsschemen für die ärmere Bevölkerung (OPM o.D.) 

Die Krankenversicherungskarte Sehat Insaaf ist für permanente Einwohner im Islamabad 
Capital Territory (ICT), in den Provinzen Punjab, Khyber Pakhtunkhwa (KP) sowie in AJK und 
Gilgit Baltistan (GB) erhältlich. In Sindh ist sie derzeit nur im District Tharparker umgesetzt. 
Sie kann in ausgewiesenen Krankenhäusern eingesetzt werden und ihr Limit pro Familie 
beträgt 1 Mio. PKR (3.303,57 Euro) im Jahr. Anspruchsberechtigt sind auch Rückkehrer, wenn 
sie in diesen Regionen bei der NADRA registriert sind. Für permanente Einwohner aller 
anderen Standorte in Pakistan kann allerdings die Computerized National Identity Card (CNIC) 
ebenso als Krankenversicherungskarte verwendet werden und bietet die Berechtigung für alle 
medizinischen Dienstleistungen, die unter das Unterstützungsprogramm der Sehat Insaaf 
Card fallen (IOM 22.3.2023) [für weiterführende Informationen siehe Kap. Medizinische 
Versorgung].  

Private Wohlfahrtsleistungen 
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Die Edhi Foundation ist die größte private Wohlfahrtstiftung Pakistans und eine der größten 
weltweit. Das Leistungsspektrum umfasst u.a. kostenlose technische Ausbildung für 
Bedürftige, kostenlose Bereitstellung von Lebensmitteln und Kleidung, Heime für Waisen, 
Behinderte, misshandelte Frauen und Senioren, Rettungswägen, kostenlose Versorgung in 
Krankenhäusern und Apotheken, Rehabilitation von Drogenabhängigen, kostenlose 
Heilbehelfe oder Hilfsmaßnahmen bei Naturkatastrophen (Edhi o.D.; vgl. GB 5.12.2022).  

Die pakistanische Entwicklungshilfeorganisation National Rural Support Programme (NRSP) 
bietet Mikrofinanzierungen und andere soziale Leistungen zur Entwicklung der ländlichen 
Gebiete an. Sie ist in 72 Bezirken der vier Provinzen – inklusive Azad Jammu und Kaschmir – 
aktiv. NRSP arbeitet mit mehr als 3,78 Millionen armen Haushalten zusammen, welche ein 
Netzwerk von 245.637 kommunalen Gemeinschaften bilden. Sie ist damit die größte 
Entwicklungshilfeorganisation für die ländliche Region in Pakistan (NRSP o.D.). 
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Rückkehr 

Letzte Änderung 2023-04-12 16:06 

Die Rückführung von pakistanischen Staatsangehörigen ist nur mit gültigem pakistanischen 
Reisepass oder mit einem von einer pakistanischen Auslandsvertretung ausgestellten 
nationalen Ersatzdokument möglich, nicht aber mit europäischen Passersatzdokumenten (AA 
8.8.2022). Für pakistanische Staatsangehörige gibt es keine Einreisebeschränkungen, wenn 
sie freiwillig zurückkehren wollen (IOM 30.3.2021). Freiwillige Rückkehrer mit gültigen 
Reisedokumenten werden von den Grenzbehörden normalerweise wie alle anderen Pakistani, 
die aus dem Ausland einreisen, behandelt. Zwangsweise Rückgeführte erregen mehr 
Aufmerksamkeit und wenn vermutet wird, dass die Ausreise illegal war, werden sie von den 
Grenzbehörden befragt. Personen, die Pakistan mit gültigen Reisedokumenten verlassen und 
keine anderen Straftaten begangen haben, werden normalerweise nach einigen Stunden aus 
der Befragung entlassen (DFAT 25.1.2022). 

Zurückgeführte haben bei ihrer Rückkehr nach Pakistan allein wegen der Stellung eines 
Asylantrags weder mit staatlichen Repressalien noch mit gesellschaftlicher Stigmatisierung zu 
rechnen. Eine über eine Befragung hinausgehende besondere Behandlung Zurückgeführter 
ist nicht festzustellen. Die pakistanischen Behörden erfragen lediglich, ob die Rückkehrer 
Pakistan auf legalem Weg verlassen haben. Im Falle einer illegalen Ausreise ist grundsätzlich 
eine Geld- oder Haftstrafe, bis zu sechs Monate, möglich (AA 8.8.2022). Unter gewissen 
Voraussetzungen verstoßen Pakistani nämlich mit ihrer Ausreise gegen die Emigration 
Ordinance (1979) oder gegen den Passport Act, 1974. Laut Auskunft der International 
Organization for Migration IOM werden Rückkehrende aber selbst bei Verstößen gegen die 
genannten Rechtsvorschriften im Regelfall nicht strafrechtlich verfolgt. Es sind vereinzelte 
Fälle an den Flughäfen Islamabad, Karatschi und Lahore bekannt, bei denen von den 
Betroffenen bei der Wiedereinreise Schmiergelder in geringer Höhe verlangt wurden. 
Rückkehrende, die nicht über genügend finanzielle Mittel verfügen, um Schmiergelder zu 
zahlen, wurden in einigen Fällen inhaftiert (ÖB 12.2020). Nach einem anderen Bericht werden 
Personen, die bei der Ausreise gegen diese gesetzlichen Bestimmungen verstoßen haben und 
in Haft genommen wurden normalerweise nach einigen Tagen bei Bezahlung einer Strafe 
entlassen. Personen, die aufgrund eines Verbrechens in Pakistan gesucht werden oder im 
Ausland eine schwere Straftat begangen haben, werden verhaftet oder müssen sich 
regelmäßig bei der Polizei melden. In den meisten Fällen geschieht die Ausreise aus Pakistan 
mit gültigen Reisepapieren (DFAT 25.1.2022). Dem deutschen Auswärtigen Amt ist kein Fall 
bekannt, in dem aus Deutschland abgeschobene pakistanische Staatsangehörige inhaftiert 
wurden. Aus Ländern wie der Türkei und aus den Staaten der Europäischen Union finden 
regelmäßig Abschiebungen nach Pakistan statt (AA 8.8.2022). 

Personen, die nach Pakistan zurückkehren, erhalten keinerlei staatliche 
Wiedereingliederungshilfen oder sonstige Sozialleistungen. EU-Projekte, wie z.B. das 
European Return and Reintegration Network (ERRIN), sollen hier Unterstützung leisten (AA 
8.8.2022). Dieses wird von einer NGO in Pakistan durchgeführt und bietet freiwillig und 
zwangsweise rückgeführten Personen Wiedereingliederungshilfe an, abhängig von ihrer 
Berechtigung, die von dem jeweiligen europäischen Land festgelegt wird. Einige 
Organisationen helfen bei der Gründung von Kleinunternehmen, indem sie finanzielle 
Unterstützung für Menschen, die unter der Armutsgrenze leben, in Form von Krediten oder 
Mikrokrediten unterstützen, z.B. die KASHF-Stiftung oder die Jinnah Welfare Society (IOM 
30.3.2021). 

Das IOM Landesbüro für Österreich implementiert aktuell kein Programm zur unterstützten 
freiwilligen Rückkehr nach und Reintegration in Pakistan. Menschen, die aus Österreich 
freiwillige nach Pakistan zurückkehren möchten, können sich für das Reintegrationsprogramm 



- 43 - 

von Frontex (Joint Reintegration Services/JRS) anmelden. Im Falle der Bewilligung stehen 
folgende Reintegrationsmaßnahmen zur Verfügung: Post-Arrival Paket zur Abdeckung des 
unmittelbaren Bedarfs nach der Rückkehr (z.B. für Flughafenunterstützung, Weiterreise, 
Unterkunft für die ersten 3 Tage sowie medizinische Unterstützung nach der Ankunft). 
Reintegrationspaket im Wert von 2.000 Euro für den Hauptantragsteller sowie im Wert von 
1.000 Euro für jedes weitere Familienmitglied (IOM 24.1.2023). 
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2. Beweiswürdigung: 

 

2.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 

 

Die Feststellungen zu seiner Staats- und Volksgruppenzugehörigkeit, seinem religiösen 

Bekenntnis beruhen auf seinen Angaben im Rahmen der Erstbefragung und der Einvernahme 

vor dem BFA. Dass der Beschwerdeführer als Landwirt arbeitete ergibt sich ebenso aus seinen 

Angaben im Zuge der Erstbefragung (AS 24) bzw. vor der belangten Behörde (AS 55). Zu den 

Angaben zur Schulbildung hält das erkennende Gericht fest, dass der Beschwerdeführer 

bereits eine gewissen Flexibiliät an den Tag legte. So gab er im Zuge der Erstbefragung an, er 

habe zehn Jahre die Schule besucht (AS 24), vor dem Landesgericht Korneuburg gab er an, er 

sei Student gewesen und habe 14 Jahre die Schule besucht (AS 39) nur um letztendlich vor der 

belangten Behörde anzugeben, er habe nur fünf Jahre die Schule besucht (AS 55). Bereits hier 

hält das erkennende Gericht fest, dass der Beschwerdeführer offenbar seine Vulnerabilität 

besondern hervorheben möchte, indem er seine Schulbildung möglichst gering angibt. Dass 

der Beschwerdeführer über familiäre Anknüpfungspunkte in Pakistan verfügt, gab er ebenso 

selbst an (AS 55 bzw. AS 58f). Hinsichtlich des Vaters wird festgehalten, dass dieser im 
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Zeitpunkt der Erstbefragung noch lebte, zumal der Beschwerdeführer diesen auf die Frage 

nach Familienangehörigen im Herkunftsstaat anführte (AS 25). Dass der Beschwerdeführer 

gesund ist, gab er vor der belangten Behörde selbst an (AS 52). Das strafrechtliche Vorleben 

ergibt sich aus dem eingeholten Strafregisterauszug vom 11.12.2023 (OZ 2) bzw. aus dem 

Urteil des LG Korneuburg vom 19.09.2023 (AS 37ff). Dass der Beschwerdeführer über keine 

familiären Anknüpfungspunkte im Bundesgebiet verfügt gab er selbst an (AS 54). Private 

Anknüpfungspunkte wurden keine geltend gemacht, aufgrund der Tatsache, dass der 

Beschwerdeführer seit seiner rechtswidrigen Einreise in das Bundesgebiet allerdings in 

Untersuchungs- bzw. Strafhaft ist, konnte die belangte Behörde davon ausgehen, dass keine 

relevanten Anküpfungspunkte im Bundesgebiet seit der Einreise entstanden sind. 

Gegenteiliges wurde auch in der Beschwerde vorgebracht. Die Identität stellte bereits die 

belangte Behörde fest.  

 

2.2. Zu den Fluchtgründen: 

 

Von einem Antragsteller ist ein Verfolgungsschicksal glaubhaft darzulegen. Einem Asylwerber 

obliegt es bei den in seine Sphäre fallenden Ereignisse, insbesondere seinen persönlichen 

Erlebnissen und Verhältnissen, von sich aus eine Schilderung zu geben, die geeignet ist, seinen 

Asylanspruch lückenlos zu tragen und er hat unter Angabe genauer Einzelheiten einen in sich 

stimmigen Sachverhalt zu schildern. Die Behörde muss somit die Überzeugung von der 

Wahrheit des von einem Asylwerber behaupteten individuellen Schicksals erlangen, aus dem 

er seine Furcht vor asylrelevanter Verfolgung herleitet. Es kann zwar durchaus dem Asylweber 

nicht die Pflicht auferlegt werden, dass dieser hinsichtlich asylbegründeter Vorgänge einen 

Sachvortrag zu Protokoll geben muss, der aufgrund unumstößlicher Gewissheit als der 

Wirklichkeit entsprechend gewertet werden muss, die Verantwortung eines Antragstellers 

muss jedoch darin bestehen, dass er bei tatsächlich zweifelhaften Fällen mit einem für das 

praktische Leben brauchbaren Grad von Gewissheit die Ereignisse schildert. 

 

Der Beschwerdeführer wurde im Rahmen seines Asylverfahrens mehrmals darauf 

hingewiesen, dass seine Angaben eine wesentliche Grundlage für die Entscheidung im 

Asylverfahren darstellen. Er wurde zudem aufgefordert, durch wahre und vollständige 

Angaben an der Sachverhaltsfeststellung mitzuwirken und darauf aufmerksam gemacht, dass 

unwahre Angaben nachteilige Folgen haben (vgl. AS 51).  
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Das Bundesverwaltungsgericht teilt die Auffassung der belangten Behörde, dass der 

Beschwerdeführer im Herkunftsstaat keinen Verfolgungshandlungen ausgesetzt war und bei 

seiner Rückkehr solche nicht zu befürchten hätte, und zwar aus folgenden Erwägungen: 

 

Auffallend war bereits die Steigerung seines Vorbringens in der behördlichen Einvernahme im 

Vergleich zu seinen Angaben in der Erstbefragung. Der Beschwerdeführer brachte im Zuge der 

Erstbefragung ausschließlich wirtschaftliche Überlegungen vor, die zu seiner Ausreise geführt 

hätten, zu seinen Rückkehrbefürchtungen brachte dieser schlicht "Armut und 

Arbeitsloseigkeit" vor (AS 28).  

 

Über Vorhalt der belangten Behörde, wieso er im Zuge der Erstbefragung lediglich ausgeführt 

hatte, er wolle in Europa arbeiten, führte der Beschwerdeführer aus "Ich habe erfahren, dass 

mein Vater verstorben ist und mir ging es schlecht, ich konnte mich nicht genau erinnern, 

außerdem wusste ich nicht, was die Befragung sollte. Ich war in Stress" (AS 58). Für das 

erkennende Gericht zeigt bereits dieser – im Grunde nichtssagende – Erklärungsversuch, dass 

der Beschwerdeführer in Wahrheit keinerlei Erklärung für seine Steigerung hat und die danach 

folgende Geschichte ausschließlich dazu diente einen Asylgrund zu konstruieren. Die belangte 

Behörde hält dem Beschwerdeführer in ihren beweiswürdigenden Überlegungen daher zu 

Recht vor, dass der Beschwerdeführer am 23.09.2023 den Antrag aus der Untersuchungshaft 

stellte, jedoch bis zur Erstbefragung am 29.09.2023 Zeit gehabt hätte seine Ausreisegründe 

vorzubereiten bzw. die Wahrheit anzugeben (AS 130). Es ist auch für das erkennende Gericht 

in keiner Weise nachvollziehbar, weswegen der Beschwerdeführer nicht einmal ansatzweise 

seine später vorgebrachten Gründe kurz umreißen habe können, geht man davon aus, dass 

diese auch der Wahrheit entsprechen würden. Abgesehen davon hält die belangte Behörde 

auch fest, dass der Beschwerdeführer ausdrücklich über den Zweck der Erstbefragung 

unterrichtet wurde (AS 25 bzw. AS 130). Was an der Frage während der Erstbefragung "Warum 

haben Sie ihr Land verlassen (Fluchtgrund)" derart missverständlich wäre, dass die eigentlichen 

Ausreisegründe nicht zumindest kurz geschildert werden könnten, erschließt sich dem 

erkennenden Gericht ebenso nicht. Ebenso hätte der Beschwerdeführer auf die Folgefrage 

"Hätten Sie im Falle Ihrer Rückkehr in Ihren Heimatstaat mit irgendwelchen Sanktionen zu 

rechenen? Wenn ja, welche?", was der Beschwerdeführer mit "keine" beantwortete (AS 28) 

zumindest auf seine später vorgebrachten Befrüchtungen hinsichtlich der Verfolgung durch 

das Militär hinweisen können (vgl. AS 59: "F: Welche Rückkehrbefürchtungen in Bezug auf Ihren 

Herkunftsstaat haben Sie? – A: Ich werde von dem Militär getötet."), was er ebenso unterließ. 

Soweit der Beschwerdeführer diese Aussagediskrepanz mit "Stress" zu rechtfertigen versucht 

(AS 58), hält bereits die belangte Behörde fest, dass der Beschwerdeführer selbst anführte, 
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dass bei der Erstbefragung alles in Ordnung gewesen sei und er immer die Wahrheit 

angegeben habe (AS 131 bzw. AS 53). Es ist der belangten Behörde somit bereits hier nicht 

entgegenzutreten, wenn sie dem im Zuge der niederschriftlichen Einvernahme getätigten 

Angaben jegliche Glaubhaftigkeit abspricht. Darüber hinaus hält die belangte Behörde auch – 

in Übereinstimmung mit der ständigen Judikatur – fest, dass die Erstbefragung zwar nicht der 

detaillierten Schilderung der Ausreisegründe dient, jedoch die dort getätigten Angaben sehr 

wohl verwertbar sind (AS 131f).  

 

Die belangte Behörde spricht aber auch den später vorgebrachten Ausreisegründen 

nachvollziehbar und umfassend dargelegt die Glaubhaftigkeit ab, da sie – gelinde gesagt – vage 

angegeben wurden. So gestaltete sich die Befragung durch die belangte Behörde wie folgt: "F: 

Aus welchem Grund stellten Sie am 29.09.2023 einen Antrag auf internationalen Schutz? 

Schildern Sie die bitte möglichst lebensnah, d.h. mit sämtlichen Details und Informationen, 

sodass die Behörde Ihr Vorbringen nachvollziehen kann! Nehmen Sie sich dafür ruhig Zeit! – A: 

Ich habe in Pakistan die politische Partei von Emran Khan unterstützt. Die Partei heißt PTI, 

dadurch wurde ich von dem pakistanischen Militär und de Polizei verfolgt und bedroht. – F: 

Können Sie das detaillierter Angeben? – A: Pakistanische Regierung hat Emran Khan verhaftet 

und wir sind auf die Straße gegangen, um gegen die jetzigen Machthaber zu demonstrieren, 

deshalb wurden wir von der Polizei und dem Militär geschlagen und bedroht, sie sagten, wenn 

wir das noch einmal machen, würden sie uns verhafte. – F: Haben Sie das dann noch einmal 

demonstriert? – A: Sie haben mich mitgenommen, ich war 8 Tage eingesperrt und wurde 

gefoltert, als ich freigelassen wurde, habe ich die Heimat verlassen" (AS 57). Weder sind diesen 

Angaben nunmehr konkrete Anhaltspunkte über die angeblichen Demonstrationen, noch 

konkrete Anhaltspunkte über die genauen Umstände seiner angeblichen Verhaftung und der 

angeblichen Folter zu entnehmen. Dass die belangte Behröde diese Angaben als nicht 

nachvollziehbar wertete, ist nicht zu beanstanden. Der Beschwerdeführer brachte – auf eine 

mögliche Mitgliedschaft bei der PTI – vor, dass er kein eingetragenes Mitglied der PTI war (AS 

56), nur um immerhin drei Fragen später anzugeben: "Sie haben mit Wasserwerfer und 

Tränengas auf uns geschossen, ich war mit den 8 Personen in einer Art Sackgasse und so haben 

sie uns erwischt, wir konnten nicht weglaufen. Ich habe aber auch einen Mitgliedsausweis. – F: 

Zuvor sagten Sie, Sie wären kein Mitglied gewesen, wie kommt diese Meinungsänderung? – A: 

Ich bin doch Mitglied der PTI, mein Ausweis ist zuhause, ich bin seit ungefähr 2 Jahren 

Mitglied." (AS 57). Auch hier ist der belangten Behörde nicht entgegenzutrteten, wenn sie die 

"Meinungsänderung" als ein weiterers Merkmal der fehlenden Glaubwürdigkeit des 

Beschwerdeführers bzw. der fehlenden Glaubhaftigkeit seiner Angaben ins Treffen führt (AS 

132). Ebenso verhält es sich mit dem angeblichen Haftbefehl gegen den Beschwerdeführer. Es 
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ist schlicht kein Grund ersichtlich, weswegen der Beschwerdeführer zunächst aus der 

angeblichen Haft ausgelassen wurde, nur um ihn in weiterer Folge mittels Haftbefehl zu 

suchen. Dass die belangte Behörde beweiswürdigend folgerte, dass die pakistanischen 

Behörden ihre Ressourcen nicht dafür verwenden würden eine nicht exponierte Person zu 

suchen, ist ebenso seitens des erkennenden Gerichtes nicht als unschlüssig aufzugreifen. Das 

erkennende Gericht hält dazu abrunden fest, dass der Beschwerdeführer vom angeblichen 

Haftbefehl überhaupt erst über konkrete Nachfrage erzählte: "F: Gab es eine Anzeige oder eine 

Gerichtsverhandlung? – A: Mein Vater hat Geld für meine Freilassung bezahlt, er hat die Polizei 

bestochen, dann haben sie mich in derselben Nach freigelassen. – F: Wieviel hat Ihr Vater 

bezahlt? – A: 5 Millionen Rupie Nachgefragt, woher er das Geld hatte, gebe ich an, dass er 

einen Teil der Grundstücke verkauft hat. – F: Gab es in der Angelegenheit, wo Sie in Haft waren, 

eine Anzeige oder eine Gerichtsverhandlung? – A: Nein. – F: Besteht in Pakistan ein Haftbefehl 

gegen Sie? – A: Ja, ich werde von der Polizei gesucht, wegen illegaler Teilnahme an der 

Demonstration gegen die Behörden." (AS 58). Weswegen es zwar einen Haftbefehl geben 

sollte, aber nicht einmal eine Anzeige oder Ähnliches, erschließt sich dem erkennenden 

Gericht ebenso wenig.  

 

Das erkennende Gericht schließt sich daher den beweiswürdigenden Überlegungen der 

belangten Behörde an, dass der Beschwerdeführer in Wahrheit keiner wie auch immer 

gearteten Bedrohung in Pakistan ausgesetzt war oder im Falle der Rückkehr wäre. Das 

erkennende Gericht schließt sich den Ausführungen der belangten Behörde vollinhaltlich an 

und hält fest, dass es weder glaubhaft ist, dass der Beschwerdeführer in Pakistan an 

Demonstrationen teilgenommen hat, noch, dass er in Pakistan von Behörden gesucht wird. 

Den Überlegungen der belangten Behörde setzt die Beschwerde überhaupt kein Vorbringen 

entgegen, sondern bringt lediglich allgemein vor, die belangte Behörde hätte sich mit dem 

Vorbringen des Beschwerdeführers und den tatsächlichen Gegebenheiten im Herkunftsland 

näher auseinandersetzen müssen. Damit bestreitet die Beschwerde nach Ansicht des 

erkennenden Gerichtes die tragfähigen Ausführungen der belangten Behörde nicht 

substantiiert.  

 

2.3. Zu den Länderberichten: 

 

Die getroffenen Länderfeststellungen ergeben sich im Rahmen einer Gesamtschau unter 

Berücksichtigung der Aktualität und der Autoren der einzelnen Quellen. Die herangezogenen 

Länderberichte erweisen sich aus Sicht des erkennenden Gerichtes als aktuell und 

ausgewogen; so werden sowohl Berichte von staatlichen Stellen als auch Berichte von NGOs 
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verwendet. Fallgegenständlich erweisen sich die herangezogenen länderspezifischen Quellen 

– auch im Hinblick auf die aktuelle Sicherheitslage – als ausreichend, um eine abschließende 

Beurteilung der individuellen Situation des Beschwerdeführers, insbesondere im Rückkehrfall, 

im Lichte der allgemeinen Situation im Herkunftsstaat qualifiziert vornehmen zu können.  

 

Die herangezogenen Länderberichte setzen sich ausführlich mit der allgemeinen 

Menschenrechtslage sowie den Sicherheitsbehörden in Pakistan auseinander und konnte die 

Beschwerde diesbezüglich keine Umstände darlegen, welche die Länderberichte in einem 

anderen Licht erscheinen lassen würden. Zu den Feststellungen zur relevanten Sicherheitslage 

in Pakistan wird festgehalten, dass die Zahl an relevanten Terrorvorfällen seit mehreren Jahren 

sinkt und der Staat sehr große Anstrengungen erfolgreich unternimmt, die Sicherheitslage zu 

stabilisieren, was schon der Umstand zeigt, dass die Terroranschläge zurückgegangen sind und 

eine Vielzahl an geflüchteten Pakistanis mittlerweile in ihre Heimatdörfer zurückkehrt. 

 

Was die allgemeine Sicherheitssituation in Pakistan anbelangt, so ist dank geeigneter 

Überwachungsmaßnahmen der Sicherheitskräfte und polizeilicher Anti-Terrorabteilungen 

sowie der groß angelegten Militäroperationen und anderer Anti-Extremismusmaßnahmen ein 

kontinuierlicher Rückgang der Terroranschläge zu verzeichnen, weshalb sich die dortige 

Sicherheitslage zunehmend stabilisiert. Wenn auch im Jahr 2021 ein Anstieg der 

Anschlagszahlen zu verzeichnen war, so konzentrierten sich die Anschläge hauptsächlich auf 

die beiden Provinzen Belutschistan und Khyber Pakhtunkhwa, wohingegen der Punjab – die 

Heimatprovinz des Beschwerdeführers – lediglich sporadisch betroffen war, was sich in der 

Statistik klar abzeichnet: So wurden im Punjab – welcher mit 110 Mio. Einwohner die am 

stärksten besiedelte Provinz Pakistans darstellt – im Jahr 2022 drei terroristische Anschläge 

mit insgesamt 6 Todesopfern, verzeichnet. Im Jänner 2023 wurden im Punjab zwei Anschläge 

registriert; dabei wurden zwei Geheimdienstmitarbeiter getötet. Im Februar 2023 kam es zu 

einem Anschlag mit einem Toten. Die Sicherheitslage im Punjab ist somit – gesamtbetrachtet 

– als vergleichsweise gut einzuschätzen. 

 

In Anbetracht der verhältnismäßig geringen Zahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen in Punjab 

kann den Länderberichten zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht eine solch extreme 

Gefährdungslage in Pakistan – insbesondere in der Herkunftsregion des Beschwerdeführers – 

entnommen werden, dass gleichsam jede Person, die sich dort aufhält oder dorthin 

zurückkehrt, einer unmittelbaren Gefährdung ausgesetzt wäre beziehungsweise dort keine 

Lebensgrundlage vorfinden würde. Den Angaben des BF in der Einvernahme vor dem BFA 

sowie der Berichtslage zufolge, ist zudem auch nicht zu entnehmen, dass ein Überleben im 
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Heimatprovinz des Beschwerdeführers in der Provinz Punjab - bedingt durch den Klimawandel 

- nicht möglich wäre. 

 

3. Rechtliche Beurteilung: 

 

3.1. Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten:  

 

§ 3 Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung lautet:  

 

"Status des Asylberechtigten 
 
§ 3. (1) Einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 
ist, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 zurückzuweisen ist, der Status 
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat 
Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 
(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der 
Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe) oder auf 
Aktivitäten des Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, 
die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden 
Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). Einem Fremden, der einen Folgeantrag (§ 2 
Abs. 1 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des Asylberechtigten zuerkannt, wenn die 
Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der Fremde nach Verlassen seines 
Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Österreich erlaubte 
Aktivitäten, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat 
bestehenden Überzeugung sind. 
 
(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten abzuweisen, wenn          
 
1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht oder 
 
2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat. 
 
(4) Einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, kommt eine 
befristete Aufenthaltsberechtigung als Asylberechtigter zu. Die Aufenthaltsberechtigung gilt 
drei Jahre und verlängert sich um eine unbefristete Gültigkeitsdauer, sofern die 
Voraussetzungen für eine Einleitung eines Verfahrens zur Aberkennung des Status des 
Asylberechtigten nicht vorliegen oder das Aberkennungsverfahren eingestellt wird. Bis zur 
rechtskräftigen Aberkennung des Status des Asylberechtigten gilt die 
Aufenthaltsberechtigung weiter. Mit Rechtskraft der Aberkennung des Status des 
Asylberechtigten erlischt die Aufenthaltsberechtigung. 
 
(4a) Im Rahmen der Staatendokumentation (§ 5 BFA-G) hat das Bundesamt zumindest einmal 
im Kalenderjahr eine Analyse zu erstellen, inwieweit es in jenen Herkunftsstaaten, denen im 
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Hinblick auf die Anzahl der in den letzten fünf Kalenderjahren erfolgten Zuerkennungen des 
Status des Asylberechtigten eine besondere Bedeutung zukommt, zu einer wesentlichen, 
dauerhaften Veränderung der spezifischen, insbesondere politischen, Verhältnisse, die für die 
Furcht vor Verfolgung maßgeblich sind, gekommen ist. 
 
(4b) In einem Familienverfahren gemäß § 34 Abs. 1 Z 1 gilt Abs. 4 mit der Maßgabe, dass sich 
die Gültigkeitsdauer der befristeten Aufenthaltsberechtigung nach der Gültigkeitsdauer der 
Aufenthaltsberechtigung des Familienangehörigen, von dem das Recht abgeleitet wird, 
richtet. 
 
(5) Die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags 
auf internationalen Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der 
Feststellung zu verbinden, dass diesem Fremden damit kraft Gesetzes die 
Flüchtlingseigenschaft zukommt." 
 

Gegenständlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatensicherheit (§ 4 AsylG), des Schutzes in 

einem EWR-Staat oder der Schweiz (§ 4a leg. cit.) oder Zuständigkeit eines anderen Staates (§ 

5 leg. cit.) zurückzuweisen. Ebenso liegen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 

Tatsachen keine Asylausschlussgründe vor, weshalb der Antrag des Beschwerdeführers 

inhaltlich zu prüfen ist.  

 

Wie im Zuge der Beweiswürdigung dargelegt, konnte der Beschwerdeführer das behauptete 

ausreisekausale Ereignis nicht glaubhaft machen und hält das erkennende Gericht fest, dass 

der Beschwerdeführer eine staatliche Verfolgung nicht behauptet hat.  

 

Eine Schutzgewährung durch die Republik Österreich kommt daher nicht in Betracht. 

 

3.2. Nichtzuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 

Herkunftsstaat: 

 

§ 8 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung lautet: 

 

"Status des subsidiär Schutzberechtigten 
 
§ 8. (1) Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, 
 
1. der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug 
auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 
 
2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 
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wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 
(2) Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach 
Abs. 1 ist mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status des 
Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 
 
(3) Anträge auf internationalen Schutz sind bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) 
offen steht. 
 
(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus 
den Gründen des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so hat eine Abweisung auch dann zu erfolgen, 
wenn ein Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der 
Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung 
von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten 
würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die 
Feststellung, dass der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 
 
(4) Einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wird, ist vom 
Bundesamt oder vom Bundesverwaltungsgericht gleichzeitig eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter zu erteilen. Die 
Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und wird im Falle des weiteren Vorliegens der 
Voraussetzungen über Antrag des Fremden vom Bundesamt für jeweils zwei weitere Jahre 
verlängert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die Aufenthaltsberechtigung bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung über die Verlängerung des Aufenthaltsrechts, wenn der Antrag 
auf Verlängerung vor Ablauf der Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist. 
 
(5) In einem Familienverfahren gemäß § 34 Abs. 1 Z 2 gilt Abs. 4 mit der Maßgabe, dass die zu 
erteilende Aufenthaltsberechtigung gleichzeitig mit der des Familienangehörigen, von dem 
das Recht abgeleitet wird, endet. 
 
(6) Kann der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden, ist der Antrag auf 
internationalen Schutz bezüglich des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen. 
Diesfalls ist eine Rückkehrentscheidung zu verfügen, wenn diese gemäß § 9 Abs. 1 und 2 BFA-
VG nicht unzulässig ist. 
 
(7) Der Status des subsidiär Schutzberechtigten erlischt, wenn dem Fremden der Status des 

Asylberechtigten zuerkannt wird." 
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Bereits § 8 AsylG 1997 beschränkte den Prüfungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des 

Asylwerbers. Dies war dahingehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen 

war, hinsichtlich dessen auch die Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines 

Antrages zu prüfen ist (vgl. das Erk. des VwGH vom 10.12.2014, Ra 2014/20/0013, mwN). 

Diese Grundsätze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu übertragen, als 

dass auch hier der Prüfungsmaßstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche 

allenfalls zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten führen, sich auf den 

Herkunftsstaat beschränken. 

 

Art. 2 EMRK lautet: 

 

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt. Abgesehen von der 
Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der 
Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tötung 
nicht vorgenommen werden. 
 
(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer 
unbedingt erforderlichen Gewaltanwendung ergibt: 
 
a) um die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewaltanwendung 
sicherzustellen; 
 
b) um eine ordnungsgemäße Festnahme durchzuführen oder das Entkommen einer 
ordnungsgemäß festgehaltenen Person zu verhindern; 
 
c) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrücken." 

 

Während das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklärt das 13. 

ZPEMRK die Todesstrafe als vollständig abgeschafft. 

 

Art. 3 EMRK lautet: 

 

"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 

unterworfen werden." 

 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdeführer in Pakistan eine mit 

Todesstrafe bedrohte strafbehördliche Verfolgung droht und wurde dies auch nicht 

behauptet.  

 



- 53 - 

Dass sich der Herkunftsstaat des Beschwerdeführers im Zustand willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei 

Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt werden; ebenso kann 

nicht festgestellt werden, dass für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 

solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht. Dass der Beschwerdeführer, 

der nicht aus den von der Flutkatastrophe schwer betroffenen Gebieten stammt und der 

wohlhabenden Schicht angehört, von den – amtsbekannt – vorherrschenden Folgen der 

Überschwemmungen betroffen wäre, ist nicht erkennbar und wurde auch in keiner Weise 

behauptet. Bestehen in der Praxis teilweise erhebliche Unzulänglichkeiten bezüglich der 

Einhaltung der Menschenrechte, kann eine generelle Praxis von Menschenrechtsverstößen 

nicht hergeleitet werden. Die pakistanische Regierung erkennt diese Unzulänglichkeiten und 

erhöhte z.B. die Zahl der praktizierenden Richter. Ebenso kann aus den vorgelegten 

Länderberichten, die einerseits die Korruptionsanfälligkeit der Justiz und der Polizei aber auch 

Menschenrechtsverletzungen durch Polizeiangehörige thematisieren, nicht geschlossen 

werden, dass in Pakistan eine systematische, staatlich geduldete Verletzung von 

Menschenrechten vorherrscht. Eine Schutzunwilligkeit bzw. Schutzunfähigkeit des Staates ist 

nicht feststellbar. 

 

Somit kommt das erkennende Gericht zum Ergebnis, dass auch wenn sich die Lage der 

Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers in wesentlichen Bereichen als 

problematisch darstellt, nicht festgestellt werden kann, dass eine nicht sanktionierte, ständige 

Praxis grober, offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg. 

13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-Übereinkommens gegen Folter und andere 

grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 

1984) herrschen würde und praktisch jeder, der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhält, 

schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG 

subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist. Aus der sonstigen allgemeinen Lage im 

Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein 

Hinweis auf das Bestehen eines unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalts abgeleitet 

werden. 

 

Weitere, in der Person des Beschwerdeführers begründete Rückkehrhindernisse können bei 

Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden. 

 



- 54 - 

Zur individuellen Versorgungssituation des Beschwerdeführers wird weiters festgehalten, 

dass dieser im Herkunftsstaat über eine hinreichende Existenzgrundlage verfügt, sich in 

seinem Heimatland sprachlich verständigen kann und die Gebräuche und Sitten kennt. Beim 

Beschwerdeführer handelt es sich um einen gesunden, mobilen und arbeitsfähigen, jungen 

Mann. Einerseits stammt der Beschwerdeführer aus einem Staat, auf dessen Territorium die 

Grundversorgung der Bevölkerung gewährleistet ist und andererseits gehört der 

Beschwerdeführer keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in 

Bezug auf seine individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedürftiger darstellt als die 

übrige Bevölkerung, welche ebenfalls für ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Der 

Beschwerdeführer schloss in Pakistan die Schule ab und verfügt über Berufserfahrung in der 

Landwirtschaft. Der Beschwerdeführer steht zudem mit seinen Familienangehörigen in 

Kontakt, die in Pakistan ebenso für ihren Lebensunterhalt aufkommen können. Das 

erkennende Gericht geht demnach davon aus, dass der Beschwerdeführer im Falle seiner 

Rückkehr in den Herkunftsstaat der Lage sein wird, sich mit eigener Erwerbstätigkeit und der 

allfälligen Unterstützung durch seine Familie ein ausreichendes Einkommen zur Sicherstellung 

des eigenen Lebensunterhalts und zur Befriedigung seiner Wohnbedürfnisse zu 

erwirtschaften. 

 

Selbst wenn der Beschwerdeführer wider Erwarten keine finanzielle Unterstützung durch 

seine Familie erhalten sollte, kann er für die erste Zeit nach seiner Rückkehr nach Pakistan 

auch Unterstützung bei verschiedenen pakistanischen Wohlfahrtseinrichtungen ansuchen, 

um eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt bzw. in die Gesellschaft zu erleichtern. 

Aufgrund dieser Überlegungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, 

dass der Beschwerdeführer im Falle der Rückkehr in seinen Heimatstaat seine dringendsten 

Bedürfnisse befrieden kann und nicht in eine, allfällige Anfangsschwierigkeiten 

überschreitende, dauerhaft aussichtslose Lage gerät. 

 

Es ist auf dieser Grundlage nicht erkennbar, dass der Beschwerdeführer im Falle seiner 

Rückkehr nach Pakistan in eine existenzbedrohende Notlage geraten würde. Das erkennende 

Gericht geht davon aus, dass der Beschwerdeführer in Pakistan auch unter den vorliegenden 

Umständen seine notwendigen Lebensbedürfnisse decken kann. 

 

Dem Beschwerdeführer droht keine Gefahr im Sinne des § 8 AsylG, weshalb die Gewährung 

von subsidiärem Schutz ausscheidet. 
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3.3. Nichterteilung eines Aufenthaltstitels und Erlassung einer Rückkehrentscheidung: 

 

Das Asylgesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung lautet auszugsweise: 

 

"Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rückkehrentscheidung 
oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn  
 
1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a zurückgewiesen wird,  
 
2. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 zurückgewiesen wird,  
 
3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
abgewiesen wird,  
 
4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder  
 
5. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird  
 
und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht 
erteilt wird sowie in den Fällen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.  
 
(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den 
Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel 
gemäß § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung gemäß dem 
8. Hauptstück des FPG zu verbinden.  
 
(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehörigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß 
§§ 55, 56 oder 57 abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung 
gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden. Wird ein solcher Antrag zurückgewiesen, gilt 
dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3 vorliegt. - 48 -  
 

Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK  
 

§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf 
begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn  
 
1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im 
Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und  
 
2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG 
erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren 
Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines 
Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) erreicht wird.  
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(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu 
erteilen.  
 
... 
Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz 
 
§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf 
begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
 
1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 
oder Z 3 FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin 
vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder 
Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem inländischen Gericht wegen 
eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein 
inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die 
den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 
2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 
solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 
oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 
3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht 
niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 
382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 
Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung 
besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 
(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt 
vor der Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begründete 
Stellungnahme der zuständigen Landespolizeidirektion einzuholen. Bis zum Einlangen dieser 
Stellungnahme bei der Behörde ist der Ablauf der Fristen gemäß Abs. 3 und § 73 AVG 
gehemmt. 
 
(3) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 2 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn ein Strafverfahren 
nicht begonnen wurde oder zivilrechtliche Ansprüche nicht geltend gemacht wurden. Die 
Behörde hat binnen sechs Wochen über den Antrag zu entscheiden. 
 
(4) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 3 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn eine einstweilige 

Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hätte werden können. 

 

…" 

 

Das BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012 in der geltenden Fassung lautet:  
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"Schutz des Privat- und Familienlebens  
 

§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 
Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 
Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 
eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 
Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 
(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 
insbesondere zu berücksichtigen:  
 
1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 
des Fremden rechtswidrig war,  
 
2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens,  
 
3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,  
 
4. der Grad der Integration,  
 
5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,  
 
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,  
 
7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts,  
 
8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in 
dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,  
 
9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 
zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist.  
 
(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 
insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 
abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 
auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 
Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 
Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 
Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 
Niederlassungsrecht (§ 45 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I 
Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre.  
 
(4) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmäßig 
im Bundesgebiet aufhält, darf eine Rückkehrentscheidung nicht erlassen werden, wenn  
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1. ihm vor Verwirklichung des maßgeblichen Sachverhaltes die Staatsbürgerschaft gemäß § 10 
Abs. 1 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBl. Nr. 311, verliehen hätte werden 
können, es sei denn, eine der Voraussetzungen für die Erlassung eines Einreiseverbotes von 
mehr als fünf Jahren gemäß § 53 Abs. 3 Z 6, 7 oder 8 FPG liegt vor, oder  
 
2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjährig rechtmäßig niedergelassen ist.  
 
(5) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen 
Sachverhaltes bereits fünf Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmäßig 
im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels eigener Mittel zu seinem Unterhalt, 
mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener Unterkunft oder 
wegen der Möglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft eine 
Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt 
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem 
Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Kräfte zu sichern 
oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.  
 
(6) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen 
Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmäßig im Bundesgebiet 
niedergelassen war, darf eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 4 FPG nur mehr 
erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73 
Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974 gilt." 
 

Das Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung lautet 

auszugsweise: 

 

"Abschiebung  
 

§ 46. (1) Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine Anordnung zur 
Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot durchsetzbar ist, sind von 
den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Auftrag des Bundesamtes zur Ausreise 
zu verhalten (Abschiebung), wenn  
 
1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit notwendig scheint,  
 
2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind,  
 
3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer Ausreiseverpflichtung 
nicht nachkommen, oder  
 
4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesgebiet 
zurückgekehrt sind.  
 
(2) Verfügt der Fremde über kein Reisedokument und kann die Abschiebung nicht ohne ein 
solches durchgeführt werden, hat das Bundesamt bei der für ihn zuständigen ausländischen 
Behörde ein Ersatzreisedokument für die Abschiebung einzuholen oder ein Reisedokument 
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für die Rückführung von Drittstaatsangehörigen auszustellen. § 97 Abs. 1 gilt. Der Fremde hat 
an den notwendigen Handlungen zur Erlangung eines Ersatzreisedokuments im erforderlichen 
Umfang mitzuwirken.  
(2a) Die Verpflichtung zur Mitwirkung gemäß Abs. 2 kann auch mit Bescheid auferlegt werden, 
§ 19 Abs. 2 bis 4 AVG gilt sinngemäß. Der Bescheid kann mit einer Ladung vor das Bundesamt 
oder zu einer Amtshandlung des Bundesamtes zur Erlangung eines Ersatzreisedokuments bei 
der zuständigen ausländischen Behörde, verbunden werden (§ 19 AVG).  
 
(3) Das Bundesamt hat alle zur Durchführung der Abschiebung erforderlichen Veranlassungen 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles (insbesondere Abs. 2 und 4) 
ehestmöglich zu treffen, insbesondere hat es sich vor der Abschiebung eines unbegleiteten 
minderjährigen Fremden zu vergewissern, dass dieser einem Mitglied seiner Familie, einem 
offiziellen Vormund oder einer geeigneten Aufnahmeeinrichtung im Zielstaat übergeben 
werden kann. Amtshandlungen betreffend Fremde, deren faktischer Abschiebeschutz gemäß 
§ 12a Abs. 2 AsylG 2005 aufgehoben wurde, sind prioritär zu führen.  
 
(4) Liegen bei Angehörigen (§ 72 StGB) die Voraussetzungen für die Abschiebung gleichzeitig 
vor, so hat das Bundesamt bei der Erteilung des Auftrages zur Abschiebung Maßnahmen 
anzuordnen, die im Rahmen der Durchführung sicherstellen, dass die Auswirkung auf das 
Familienleben dieser Fremden so gering wie möglich bleibt.  
 
(5) Die Abschiebung ist im Reisedokument des Fremden ersichtlich zu machen, sofern dadurch 
die Abschiebung nicht unzulässig oder unmöglich gemacht wird. Diese Eintragung ist auf 
Antrag des Betroffenen zu streichen, sofern deren Rechtswidrigkeit durch das 
Bundesverwaltungsgericht festgestellt worden ist.  
 
(6) Abschiebungen sind systematisch zu überwachen. Nähere Bestimmungen über die 
Durchführung der Überwachung hat der Bundesminister für Inneres durch Verordnung 
festzulegen.  
 
...  
 

Verbot der Abschiebung  
 

§ 50. (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll 
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 
(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 
bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer 
Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen 
Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. 
Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
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(3) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
entgegensteht.  
 
…  
 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Drittstaatsangehörige  
Rückkehrentscheidung  

 
§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine 
Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich  
 
1. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält oder  
 
2. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das 
Rückkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen ab Ausreise eingeleitet wurde.  
 
(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit 
Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn  
 
1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurückgewiesen wird,  
 
2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
abgewiesen wird,  
 
3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des 
Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder  
 
4. ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird  
 
und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht 
nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 
 
....  
 
(9) Das Bundesamt hat mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte 
Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden 
Gründen nicht möglich sei.  
 
...  
 

Frist für die freiwillige Ausreise  
 

§ 55. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 wird zugleich eine Frist für die freiwillige 
Ausreise festgelegt. 
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(1a) Eine Frist für die freiwillige Ausreise besteht nicht für die Fälle einer zurückweisenden 
Entscheidung gemäß § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens 
gemäß § 18 BFA-VG durchführbar wird.  
 
(2) Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern 
nicht im Rahmen einer vom Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, dass 
besondere Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen 
Verhältnisse zu berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung 
geführt haben, überwiegen.  
 
(3) Bei Überwiegen besonderer Umstände kann die Frist für die freiwillige Ausreise einmalig 
mit einem längeren Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die 
besonderen Umstände sind vom Drittstaatsangehörigen nachzuweisen und hat er zugleich 
einen Termin für seine Ausreise bekanntzugeben. § 37 AVG gilt.  
 
(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer Frist für die freiwillige Ausreise abzusehen, 
wenn die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gemäß § 18 Abs. 2 BFA-VG aberkannt 
wurde.  
 
(5) Die Einräumung einer Frist gemäß Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid (§ 57 AVG) zu 
widerrufen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des  
Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder Fluchtgefahr 
besteht."  
 
Art. 8 Europäische Menschenrechtskonvention lautet:  

 

"Artikel 8 - Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens  
 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung 
und seines Briefverkehrs. 
 
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 
das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist." 
 

Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass einer 

Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich betrachtet noch keine maßgebliche 

Bedeutung für die nach Art. 8 EMRK durchzuführende Interessenabwägung zukommt. Liegt 

eine relativ kurze Aufenthaltsdauer des Betroffenen in Österreich vor, so wird nach der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes regelmäßig erwartet, dass die in dieser Zeit 

erlangte Integration außergewöhnlich ist, um die Rückkehrentscheidung auf Dauer für 

unzulässig zu erklären (vgl. etwa VwGH 30.12.2019, Ra 2019/18/0498, mwN) 
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Zum gegenständlichen Verfahren: 

 

Vorweg ist festzuhalten, dass sich im gegenständlichen Verfahren keinerlei Anhaltspunkte 

ergeben haben, die die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG angezeigt hätten, 

bzw. wurde weder im Verfahren vor dem BFA noch im Beschwerdeverfahren dahingehend 

etwas vorgebracht. 

 

Der Beschwerdeführer verfügt über keine Familienangehörigen oder Verwandten in 

Österreich und lebt auch nicht in einer Lebensgemeinschaft oder mit einer ihm sonst 

nahestehenden Person zusammen. Die Rückkehrentscheidung stellt somit keinen Eingriff in 

das Recht auf Familienleben dar, sondern allenfalls einen solchen in das Privatleben. 

 

Im Sinne des § 9 Abs. 2 BFA-VG ergibt sich anhand des dort aufgestellten Kriterienkatalogs 

folgendes Bild über den Beschwerdeführer: 

 

        Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 

rechtswidrig war: 

 

Der Beschwerdeführer reiste am 20.08.2023 illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am 

23.09.2023 einen Antrag auf internationalen Schutz in Österreich. Seinen Aufenthalt im 

Bundesgebiet von weniger als einem halben Jahr konnte er nur durch Stellung eines 

Asylantrags vorübergehend legalisieren, wobei festgehalten wird, dass der Beschwerdeführer 

seine Aufenthaltsrecht ohnehin seit dem 19.09.2023 verloren hat. Hätte der 

Beschwerdeführer den gegenständlichen, unbegründeten Asylantrag nicht gestellt, wäre er 

rechtswidrig im Bundesgebiet aufhältig bzw. wäre davon auszugehen, dass der rechtswidrige 

Aufenthalt bereits durch entsprechende aufenthaltsbeendende Maßnahmen in der 

Vergangenheit beendet worden wäre. 

 

        Das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (Privatlebens): 
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Wie bereits festgestellt, verfügt der Beschwerdeführer über keine familiären 

Anknüpfungspunkte in Österreich. Auch sonst konnten keine nennenswerten Kontakte 

festgestellt werden. 

 

        Die Schutzwürdigkeit des Privat- und Familienlebens: 

 

Der Beschwerdeführer begründete sein Privatleben in Österreich zu einem Zeitpunkt, als der 

Aufenthalt durch die Stellung eines unbegründeten Asylantrages vorübergehend legalisiert 

war. Dem Beschwerdeführer stünde es frei, allfällige soziale Anknüpfungspunkte, die er in 

Österreich in der Haft knüpfte, auch nach der Ausreise weiterhin aufrecht zu halten, z.B. über 

briefliche, telefonische oder elektronische Kontakte. 

 

        Bindungen zum Herkunftsstaat des Beschwerdeführers: 

 

Der Beschwerdeführer verfügt über familiäre Anknüpfungspunkte in Pakistan. Er spricht Urdu, 

Punjabi und Englisch, hat in Pakistan die Schule besucht und ging auch einer Beschäftigung in 

der Landwirtschaft nach. Es deutet nichts darauf hin, dass es dem Beschwerdeführer nicht 

möglich wäre, sich bei seiner Rückkehr in die dortige Gesellschaft zu integrieren und wieder 

bei seiner Familie zu leben.  

 

        Strafrechtliche Unbescholtenheit: 

 

Der Beschwerdeführer ist vorbestraft und wurde mit Urteil des LG Korneuburg vom 

19.09.2023 wegen §§ 84 Abs. 1, Abs. 2, 223 Abs. 2, 224, sowie 15, 269 StGB zu 16 Monaten 

Haft, davon 12 Monate bedingt für eine Probezeit von drei Jahren verurteilt. Der 

Beschwerdeführer attackierte im Zuge seiner Einreise am Flughafen Schwechat Polizeibeamte 

und verletzte einen der Beamten schwer. Darüber hinaus fälschte der Beschwerdeführer ein 

Visum D für die Einreise in das Bundesgebiet.  

 

        Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts: 
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Der Beschwerdeführer reiste mit einem gefälschten Visum illegal in Österreich ein. 

 

        Die Frage, ob das Privatleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten 

ihres unsicheren Aufenthaltes bewusst waren: 

 

Dem Beschwerdeführer musste nach Ansicht des erkennenden Gerichts bereits bei der 

Einreise bewusst gewesen sein, dass sein Aufenthalt in Österreich im Falle der Abweisung des 

Asylantrages nur ein vorübergehender sein wird. 

 

        Mögliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behörden in Bezug auf die 

Verfahrensdauer: 

 

Ein solches Verschulden ergibt sich aufgrund der Aktenlage nicht.  

 

Im Zuge der Interessensabwägung kommt das erkennende Gericht somit zu folgendem 

Ergebnis: 

 

Der Beschwerdeführer reiste im August 2023 illegal in Österreich ein und stellte am 

23.08.2023 den verfahrensgegenständlichen unbegründeten Antrag auf internationalen 

Schutz, während er sich bereits in Untersuchungshaft befand. Der Beschwerdeführer hält sich 

somit seit weniger als ein halbes Jahr im Bundesgebiet auf. Nach ständiger Rechtsprechung 

des Verwaltungsgerichtshofes kommt einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für 

sich betrachtet noch keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende 

Interessenabwägung zu (vgl. VwGH vom 16.2.2021, Ra 2019/19/0212, mit Hinweis auf VwGH 

vom 21.1.2016, Ra 2015/22/0119; vom 10.5.2016, Ra 2015/22/0158 und 15.3.2016, Ra 

2016/19/0031). Liegt eine relativ kurze Aufenthaltsdauer des Betroffenen in Österreich vor, 

so wird nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes regelmäßig erwartet, dass die 

in dieser Zeit erlangte Integration außergewöhnlich ist, um die Rückkehrentscheidung auf 

Dauer für unzulässig zu erklären und einen entsprechenden Aufenthaltstitel zu rechtfertigen 

(vgl. VwGH vom 15.4.2020, Ra 2020/20/0104, mit Hinweis auf VwGH vom 8.1.2020, Ra 

2019/18/0329). 
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Im konkreten Fall ergibt sich über die Integration des Beschwerdeführers folgendes Bild: 

 

Der Beschwerdeführer befindet sich seit August 2023 im Bundesgebiet, was einen sehr kurzen 

Zeitraum darstellt, wobei er rechtswidrig in das Bundesgebiet eingereist ist. Seit der Einreise 

befindet sich der Beschwerdeführer in Haft. Den Großteil seines Lebens verbrachte der 

Beschwerdeführer in Pakistan und verfügt dort über familiäre Anknüpfungspunkte, während 

in Österreich solche nicht bestehen. Auch konnte nicht festgestellt werden, dass der 

Beschwerdeführer einen Deutschkurs abgeschlossen bzw. besucht hat. Der Beschwerdeführer 

brachte im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme oder der Beschwerde keine 

bedeutenden Gründe vor, die für einen Verbleib des Beschwerdeführers in Österreich im 

Vergleich zum öffentlichen Interesse auf Einhaltung der österreichischen fremdenrechtlichen 

und aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen sprechen würden. Eine Integration in die 

österreichische Gesellschaft ist nicht erkennbar und wurde auch nicht behauptet.  

 

Dem gegenüber stehen die öffentlichen Interessen des Schutzes der öffentlichen Ordnung, 

insbesondere in Form der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden 

regelnden Bestimmungen, des wirtschaftlichen Wohles des Landes gegenüber, sowie der 

Umstand, dass der Beschwerdeführer seit seiner Einreise keinen einzigen Tag in Freiheit 

verbrachte. Der Beschwerdeführer hat keine privaten oder familiären Beziehungen im 

Bundesgebiet geltend gemacht. Er verbrachte den Großteil seines Lebens in Pakistan und ist 

mit den dortigen Gebräuchen und dem dortigen Leben vertraut. Es kann auch nicht gesagt 

werden, dass der Beschwerdeführer seinem Kulturkreis völlig entrückt wäre und die 

Wiedereingliederung in Pakistan nicht möglich wäre. So verfügt der Beschwerdeführer auch 

nach wie vor über Anknüpfungspunkte in Pakistan. Im Rahmen einer Abwägung dieser Fakten 

iSd Art 8 Abs 2 EMRK und unter Berücksichtigung der Judikatur des EGMR erweisen sich die 

individuellen Interessen des Beschwerdeführers iSd Art 8 Abs 1 EMRK nicht als so ausgeprägt, 

dass sie insbesondere das öffentliche Interesse der Bundesrepublik Österreich an der 

Aufenthaltsbeendigung nach Abschluss des gegenständlichen Verfahrens und der Einhaltung 

der österreichischen aufenthalts- und fremdenrechtlichen Bestimmungen überwiegen. Nach 

Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG kann dem BFA nicht 

entgegengetreten werden, wenn es davon ausgegangen ist, dass das öffentliche Interesse an 

der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthalts des Beschwerdeführers im Bundesgebiet 

dessen persönliches Interesse am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die 



- 66 - 

angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch 

sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen, dass im gegenständlichen Fall eine 

Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig wäre.  

 

Schließlich sind im Hinblick auf die von der belangten Behörde im angefochtenen Bescheid 

gemäß § 52 Abs 9 iVm § 50 FPG getroffenen Feststellungen keine konkreten Anhaltspunkte 

dahingehend hervorgekommen, dass die Abschiebung nach Pakistan unzulässig wäre. 

Derartiges wurde in der gegenständlichen Beschwerde auch nicht schlüssig geltend gemacht.  

Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung der Rückkehrentscheidung und der 

Abschiebung vorliegen, war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen. 

 

3.4. Ausreisefrist: 

 

Die festgelegte zweiwöchige Frist für die freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers ab 

Enthaftung wurde nicht ausdrücklich angefochten und ist daher in Rechtskraft erwachsen. Das 

erkennende Gericht hält in diesem Zusammenhang – als obiter dictum – fest, dass die 

Gewährung einer Ausreisefrist für das erkennende Gericht nicht nachvollziehbar ist. Der 

Beschwerdeführer wurde bereits bei der Einreise straffällig, leistete Widerstand gegen die 

Staatsgewalt und verletzte einen der einschreitenden Beamten, die ihn erkennungsdienstlich 

behandelten, schwer. Dass vom Beschwerdeführer eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 

und Sicherheit ausgeht, liegt für das erkennende Gericht auf der Hand und steht auch im 

Widerspruch zum Vorgehen der belangten Behörde, die ein Einreiseverbot verhängte.  

 

3.5. Einreiseverbot: 

 

§ 53 Fremdenpolizeigesetz, BGBl. I Nr. 100/2005 idgF lautet: 

 

"Einreiseverbot 
§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein 
Einreiseverbot erlassen werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den 
Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum nicht in das Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 
(Anm.: Abs. 1a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013) 
(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren zu erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt 
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das bisherige Verhalten des Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu 
berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen 
Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 
Drittstaatsangehörige 
1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 
(StVO), BGBl. Nr. 159, iVm § 26 Abs. 3 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, 
gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 
1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 194, in Bezug auf ein bewilligungspflichtiges, 
gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, gemäß den §§ 9 oder 14 iVm § 19 
des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98, oder wegen einer Übertretung des 
Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist; 
2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder 
primären Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde; 
3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in 
Abs. 3 genannte Übertretung handelt; 
4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich begangener 
Zuwiderhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig bestraft worden ist; 
5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, 
rechtskräftig bestraft worden ist;  
(Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 202/2022) 
7. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte dürfen, 
es sei denn, der Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben Dienstgeber eine andere Beschäftigung 
ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der Drittstaatsangehörige betreten wurde, 
wäre keine Zweckänderung erforderlich oder eine Zweckänderung zulässig gewesen; 
8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und sich für die 
Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 
Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der 
österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen Arbeitsmarkt oder zur 
Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein gemeinsames 
Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat oder 
9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines 
Aufenthaltstitels, der Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Zugang zum 
heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das 
Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat. 
(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den Fällen 
der Z 5 bis 9 auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr 
für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als bestimmte Tatsache, die bei der 
Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 
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1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 
mindestens drei Monaten, zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten oder mindestens einmal wegen auf der gleichen schädlichen 
Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt worden ist; 
2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach 
der Einreise begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist; 
3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist; 
4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbaren 
Handlung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 
rechtskräftig bestraft oder verurteilt worden ist; 
5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 
mehr als drei Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist; 
6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
Drittstaatsangehörige einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen 
Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder angehört hat, terroristische Straftaten begeht oder 
begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine 
Person für terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lässt (§ 278e StGB) oder eine 
Person zur Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f StGB); 
7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
Drittstaatsangehörige durch sein Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an 
Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch hetzerische 
Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet; 
8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt 
oder 
9. der Drittstaatsangehörige ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen 
Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder auf zu gewärtigende 
Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder terroristische Aktivitäten derselben nicht 
ausgeschlossen werden können, oder auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 
er durch Verbreitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder Organisationen von 
seiner gegen die Wertvorstellungen eines europäischen demokratischen Staates und seiner 
Gesellschaft gerichteten Einstellung zu überzeugen versucht oder versucht hat oder auf 
andere Weise eine Person oder Organisation unterstützt, die die Verbreitung solchen 
Gedankengutes fördert oder gutheißt. 
(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des 
Drittstaatsangehörigen. 
(5) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist. § 
73 StGB gilt. 
(6) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste 
Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die 
Tat unter Einfluss eines die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen 
wurde, der auf einer geistigen oder seelischen Abartigkeit von höherem Grad beruht." 
 

Die belangte Behörde begründet das verhängte Einreiseverbot quasi ausschließlich mit der 

Verurteilung des Beschwerdeführers zu einer Freiheitsstrafe von sechzehn Monaten. Dem hält 

die Beschwerde entgegen, dass die belangte Behörde keine Gefährlichkeitsprognose 
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angestellt habe. Der Beschwerdeführer bereue seine Tat zutiefst und wolle sich in Zukunft an 

die Gesetze halten. Es würden gegenständlich sämtliche Umstände dafürsprechen, dass die 

Resozialisierung auch nach der Entlassung aus der Strafhaft positiv verlaufen würde, vor 

diesem Hintergrund erweise sich die Erlassung eines Einreiseverbotes als unrechtmäßig, 

jedenfalls sei die Dauer von fünf Jahren unverhältnismäßig.  

 

Dazu hält das erkennende Gericht fest, dass das Landesgericht Korneuburg dem 

Beschwerdeführer zwar ein reumütiges Geständnis als Milderungsgrund zugestand, das 

erkennende Gericht den zweiten Milderungsgrund der bisherigen Unbescholtenheit 

gegenständlich keine wesentliche Bedeutung zumisst. Der Beschwerdeführer leistete – 

nachdem sein gefälschtes Visum, welches seine illegale Einriese ermöglichen sollte – derart 

massiv Widerstand, dass er den einschreitenden Beamten schwer verletzte. Der 

Beschwerdeführer befindet sich seit seiner Einreise in das Bundesgebiet in Haft. Der 

Beschwerdeführer – offenbar über seine schlechten Chancen auf eine legale Einreise im Bilde 

– fälschte zunächst sein Visum um rechtswidrig und ungehindert in das Bundesgebiet 

einreisen zu können. In weiterer Folge widersetzte sich der Beschwerdeführer der 

erkennungsdienstlichen Behandlung und leistete heftigen körperlichen Widerstand, dies alles 

noch immer am Flughafen in Schwechat unmittelbar nach der Einreise. Der Beschwerdeführer 

verletzte einen der einschreitenden Beamten schwer, wurde festgenommen und wurde die 

Untersuchungshaft über ihn verhängt. Der Beschwerdeführer wurde zu einer Freiheitsstrafe 

von 16 Monaten verurteilt, wovon ihm zwölf Monate bedingt nachgesehen wurden. Dem tritt 

die Beschwerde nunmehr mit dem Hinweis entgegen, dass dieser die Tat "zutiefst" bereue 

und die Resozialisierung gut voranschreite. Dem hält das erkennende Gericht bereits 

entgegen, dass der Beschwerdeführer nach der Haftentlassung über kein Aufenthaltsrecht im 

Bundesgebiet verfügt und der gegenständliche Asylantrag als unbegründet abgewiesen 

wurde. Der Beschwerdeführer verfügt über keinerlei Anknüpfungspunkte im Bundesgebiet 

und ist nicht ersichtlich, wie der Beschwerdeführer eigentlich gedenkt, seinen Aufenthalt zu 

legalisieren, geschweige denn zu finanzieren. Dass der Beschwerdeführer eine 

schwerwiegende Gefahre für die öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellt, ergibt sich 

bereits aus dem Umstand, dass der Beschwerdeführer nicht davor zurückschreckte die 

Einreise durch ein gefälschtes Visum zu ermöglichen. Als er dann erkennungsdienstlich 

behandelt werden sollte, widersetzte er sich den einschreitenden Polizisten und verletzte 
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einen von ihnen schwer. Die an den Tag gelegte kriminelle Energie spiegelt sich in der 

verhängten Strafe durch das LG Korneuburg wieder, zumal das LG beim Beschwerdeführer 

eine 16-monatige Freiheitsstrafe für notwendig erachtete und davon vier Monate unbedingt 

aussprach, obwohl der Beschwerdeführer ein reumütiges Geständnis ablegte und Ersttäter 

war. Soweit die Beschwerde den bisher unbescholtenen Lebenswandel des 

Beschwerdeführers in Österreich ins Spiel bringt, wird darauf verwiesen, dass der 

unbescholtene Lebenswandel nicht besonders lang anhielt, bedenkt man, dass der 

Beschwerdeführer am Tag der Einreise bereits festgenommen wurde. Dass ein derartiges 

Verhalten eine schwerwiegende Gefahr darstellen kann ergibt sich bereits aus dem 

ausdrücklichen Wortlaut des § 53 Abs. 3 Z 2 FPG, wonach das Begehen einer Vorsatzstraftat 

binnen drei Monate nach der Einreise in das Bundesgebiet die Verhängung eines bis zu 

zehnjährigen Einreiseverbotes rechtfertigt. Im Falle des Beschwerdeführers ist aber auch § 53 

Abs. 3 Z 1 FPG erfüllt, zumal die verhängte Freiheitsstrafe sowohl den unbedingten als auch 

den bedingten Teil der verhängten Strafe tatbestandsmäßig erfüllt. Substantiierte Gründe, die 

sich gegen die Verhängung bzw. die Dauer des Einreiseverbotes richten wurden aus Sicht des 

erkennenden Gerichtes keine erstattet.  

 

Das erkennende Gericht hält fest, dass vom Beschwerdeführer eine schwerwiegende Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Der Beschwerdeführer attackierte 

unmittelbar nach seiner rechtswidrigen Einreise Polizisten und verletzte eine davon schwer. 

Der Beschwerdeführer befindet sich seit dem Tag seiner Einreise in Gewahrsam der Justiz und 

wurde – als Ersttäter – zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe verurteilt. Insbesondere der 

Umstand, dass der Beschwerdeführer – es sei nochmals festgehalten: unmittelbar nach der 

Einreise – bereits mehrere Polizisten attackierte lässt in keiner Weise eine positive 

Zukunftsprognose zu und veranschaulicht die kriminelle Energie des Beschwerdeführers 

ausreichend. Ausgehend von den fehlenden Anknüpfungspunkten des Beschwerdeführers im 

Bundesgebiet und dem rechtswidrigen Aufenthalt ist auch nicht ersichtlich, wie der 

Beschwerdeführer quasi aufgefangen werden soll, um keine weiteren Straftaten zu begehen 

bzw. dass der Sicherungsbedarf der Republik wegfällt. Die belangte Behörde verhängte 

gegenständlich die Hälfte der Höchstdauer des Einreiseverbotes, wogegen sich die 

Beschwerde in erster Linie mit der bisherigen Unbescholtenheit des Beschwerdeführers 

wendet. Der Beschwerdeführer erstattete kein Vorbringen, das eine geringere Dauer des 
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Einreiseverbotes indiziert. Vielmehr hält das erkennende Gericht fest, dass das Attackieren 

und Verletzen von Polizisten eine massive kriminelle Energie indiziert und besonders 

eindrucksvoll das Ablehnen der österreichischen Gesetze und Staatsgewalt skizziert, 

weswegen das erkennende Gericht davon ausgeht, dass eine längere Dauer des 

Einreiseverbotes angezeigt ist und die Dauer des Sicherungsbedarfes der Republik Österreich 

mit sechs Jahren angesetzt wird.  

 

3.6. Verlust des Aufenthaltsrechts: 

 

Der Verlust des Aufenthaltsrechtes ergibt sich aus der rechtskräftigen Verurteilung des 

Beschwerdeführers vom 19.09.2023. Die Beschwerde wendet sich nicht erkennbar gegen 

diesen Spruchpunkt, weswegen dieser zu bestätigen war.  

 

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. 

 

3.7. Absehen von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung: 

Eine mündliche Beschwerdeverhandlung kann trotz Beantragung unterbleiben, wenn das 

Bundesverwaltungsgericht ohnehin alle für den Beschwerdeführer ins Treffen geführte 

Umstände zu seinen Gunsten berücksichtigte (vgl. bereits den Beschluss des VwGH vom 

21.12.2017, Ra 2017/21/0219, mwN). Die Beschwerde trat der Beweiswürdigung der 

belangten Behörde nicht substantiiert entgegen und zeigte nicht auf, warum die 

vorgenommene – und von hg. Seite geteilte – Beweiswürdigung falsch oder unschlüssig sein 

sollte. Soweit die Beschwerde das Vorbringen des Beschwerdeführers vor der belangten 

Behörde nur nochmals wiederholt, ist darauf zu verweisen, dass die bloße Wiederholung eines 

bestimmten Tatsachenvorbringens in der Beschwerde weder ein substantiiertes Bestreiten 

der erstinstanzlichen Beweiswürdigung noch eine relevante Neuerung darstellt (vgl. dazu den 

Beschuss des VwGH vom 31.01.2018, Zl. Ra 2018/19/0029, mwN). Die in der Beschwerde 

vorgeworfenen Ermittlungsmängel seitens der belangten Behörde erweisen sich aus Sicht des 

erkennenden Gerichtes als unsubstantiiert.  

Das erkennende Gericht hat keine ergänzende Beweiswürdigung vorgenommen, sondern 

stützt sich die gegenständliche Entscheidung auf die von der belangten Behörde 
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vorgenommenen tragenden Beweiswürdigung. Das erkennende Gericht teilt die 

Beweiswürdigung der belangten Behörde, wonach der Beschwerdeführer keine asylrelevante 

Verfolgung glaubhaft machen konnte. Die Beschwerde bestreitet die Feststellungen nicht 

substantiiert, neue Sachverhaltsaspekte brachte die Beschwerde nicht vor. 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


